
Aus der Geschichte des Stockacher Druckerei- und Zeitungswesens 

von Hans-Günther Bäurer 

I. Die Zeit vor 1800 
Obwohl Stockach als Hauptort der Landgrafschaft Nellenburgnach dem Erwerb der Stadt so- 

wie der gesamten Landgrafschaft durch Erzherzog Sigismund v. Österreich vom Freiherrn 
Hans v. Tengen, Graf v. Nellenburg, im Jahre 1465 noch im selben Jahr zum Amtssitz der ober- 
sten Verwaltungsbehörde für die neuen vorderösterreichischen Besitzungen wurde und, wie 
der Schaffhauser Chronist Johann Jakob Rüeger (1548-1606) in seiner Schaffhauser Chronik 
rühmt, unter den »viel schöner stättlin« des Hegaus »die fürnembst« gewesen sein soll, macht 
die Geschichte der Stadt einleuchtend deutlich, warum, etwa im Vergleich zu Konstanz oder 
auch Donaueschingen, die Anfänge des Stockacher Zeitungswesens nicht über den Beginn des 
19. Jhdts. hinausreichen und Stockach auch als Druckort erst ab diesem Zeitpunkt eine nur 
überaus bescheiden zu nennende und keineswegs jenem Range vergleichbare Stellung ein- 
nahm, die andere Städte am Bodensee und im deutschen wie schweizerischen Bodenseeraum 
z. T. bereits seit Jahrhunderten innehatten!. 

Schwerste Schicksalschläge, so die im 30jährigen Krieg erlittenen Plünderungen, Verwü- 
stungen und Brandschatzungen, insbesondere aber die vollkommene Zerstörung der Stadt in 
den Wirren des Spanischen Erbfolgekriegs im Mai 1704 durch die Truppen des bayerischen 
Kurfürsten Max Emanuel wie auch die völlige Ausplünderung der Stadt durch die Franzosen 
nach der Schlacht bei Liptingen/Stockach 1799 im Mai 1800 bewirkten, daß die Stadt trotz ih- 
rer günstigen Verkehrslage und ihrer Rolle als gewichtige vorderösterreichische Amtsstadt 
wirtschaftlich unbedeutend blieb, ihre Einwohnerzahl stets gering war und auch auf geistig- 
kulturellem Gebiet sich keine nennenswerten Aktivitäten entfalten konnten. Wesentliche 
Voraussetzungen für die Entwicklung eines bedeutsamen Druckereiwesens entfielen somit, 
obgleich immerhin seinerzeit in Stockach die älteste Papierwerkstätte im Hegau existierte. 
Um 1596 gegründet wurde sie mit aller Wahrscheinlichkeit im 30jährigen Krieg niederge- 
brannt und 1633 außer Betrieb gesetzt; das letzte bis jetzt aufgefundene und in der Stockacher 
Papiermühle hergestellte Papier wurde 1633 zu Schaffhausen verwendet. 
Am 4.11.1791 hatte sich der Stockacher Rat mit einer amtlichen Verordnung zu befassen, 

derzufolge jedem Drucker, der ohne behördliche Druckgenehmigung Druckaufträge wahrneh- 
men würde, der Verlust seines Gewerbes sowie fürjedes dennoch in Umlaufgebrachte Druck- 
exemplar eine Geldstrafe von 50 fl. angedroht wurde. Die Feststellung des Rats, es befände sich 
in Stockach kein Buchdrucker, dem diese Verordnung zu eröffnen sei, darüber hinaus aber 
auch das Fehlen jeglicher Hinweise in den bis ins 17. Jhdt. zurückreichenden städtischen Pro- 
tokollen auf die Existenz einer Stockacher Druckerei oder ortsansässiger Buchdrucker lassen 
es als gesichert erscheinen, daß eine solche Einrichtung in Stockach bis zum Ausgang des 18. 
Jhdts. nicht bestand. Selbst ein am Ort befindlicher Buchbinder läßt sich erstmals 1784 anhand 
des Gesuchs des Buchbinders Georg Biller um die Verleihung des Bürgerrechts, welchem auch 
entsprochen wurde, nachweisen. Bis dahin wurde in den Jahren zuvor, wie aus den Stadtrech- 
nungen hervorgeht, die auf dem Rathaus gehaltenen Kalender alljährlich von Buchbindern aus 
Pfullendorf (1754-1761 Peter Steinhardt), aus Radolfzell (1764-1779) oder auch aus Konstanz 
bezogen?. Sicher allerdings ist jedoch auch, daß jedenfalls das nellenburgische Oberamt zu 

! Umfangreiche Mitteilungen dazu bei Hermann Fiebing: »Konstanzer Druck- und Verlagswesen früherer Jahrhunder- 
te«, Konstanz, 1974. 

? Hans Wagner: »Aus Stockachs Vergangenheit«, Singen a. H., 1967; hier das Kapitel »Die Papiermühle«, S. 96 ff. 
® Die Buchbinder damals betätigten sich in der Regel gleichzeitig auch als Buchhändler und des öfteren auch als Verleger, 

z.B. von Kalendern. Man kennt prunkvoll ausgestattete Kalender für hohe geistliche und weltliche Würdenträger, aber 
auch, oft in hoher Auflage verbreitete, große und kleine Kalender als Druckerzeugnisse für die Bauern, die ihre Arbeiten 
nach bestimmten Kalender-Heiligen zu richten pflegten, sowie für das "gemeine Volk’ (Hermann Fiebing, wie Anm. 1, 
5.124). Sie enthielten allerlei nützliche und belehrende Ratschläge und bis zu einer 1755 ergangenen und von den Kon- 
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Stockach, wohl in erster Linie zur Vervielfältigung der amtlichen Verordnungen und Bekannt- 
machungen, eine kleine Druckerei unterhalten haben mußte, deren Existenz in den städti- 

schen Akten im letzten Viertel des 18. Jhdts. erstmals nachweisbar ist und deren Dienste of- 
fensichtlich auch die Stadt gelegentlich in Anspruch nahm. So ließ die Stadt 1784 in den umlie- 
genden Ortschaften 100 gedruckte Viehmarkt-Patente mit wichtigen Hinweisen über die 
Stockacher Jahr- und Viehmärkte verteilen und hatte für den Druck derselben 33 Gulden an 

das Oberamt zu bezahlen. 
Da die Geschichte einer eigenen Stockacher Zeitung ab dem Jahre 1803 beginnt, mag die Fra- 

ge von Interesse sein, womit die Stockacher in den Jahren zuvor ihren Lese- und Informations- 
hunger stillten. Im Dezember 1783 folgte der Rat einer allerhöchsten Empfehlung, zur Kennt- 
nisnahme der »allerhöchsten Verordnungen und anderer nützlicher Sachen« die »Freyburger 
Zeitung« zu halten. Er abonnierte das Blatt in einem Exemplar, das vom Stadtammmann F. J. 
Harrer, vom Stadtschreiber Keller und dem »Deputat« Bruder zu bezahlen war. Einem Rats- 
protokoll von 1791 - der Eintrag betrifft die Erhebung des Zeitungsstempels — ist zu entneh- 
men, daß in jenem Jahr 3 Stockacher Bürger eine Zeitung hielten, wobei es sich möglicherwei- 
se um das »Konstanzische Wochenblatt« gehandelt haben dürfte. Weil der ab 1803 in Stockach 
gedruckte »Nellenburgische Landbothe« in erster Linie ein unpolitisches Anzeigen- und Ver- 
ordnungsblatt war, dessen Mitteilungsteil in erster Linie den Interessen der Leserschaft in ei- 
nem vollkommen ländlich strukturierten Gebiet zu dienen hatte, waren die den höheren und 
gebildeten Ständen angehörenden Bürger der Stadt zur Befriedigung ihres Informationsbedürf- 
nisses über wichtige Begebenheiten des Landes und aus aller Welt zweifellos darauf angewie- 
sen, zusätzliche Zeitungen überregionalen Charakters zu beziehen. In der Regel waren dies, 
wie aus den Rechnungsunterlagen der Stadt hervorgeht, Konstanzer-, aber auch Bregenzer Blät- 
ter, zumal die Lektüre von Zeitungen aus von den Franzosen besetzten Gebieten, so beispiels- 
weise der Mainzer Zeitung oder der Straßburger Zeitung, strengstens verboten war, dies in er- 
ster Linie wohl deshalb, weil diese Blätter in zunehmendem Maße den neuen, revolutionären 

Zeitgeist der Aufklärung vertraten, der seit den Ereignissen der frz. Revolution in den Gazetten 
immer spürbarer seinen Ausdruck fand und daher ganz selbstverständlich von der österreichi- 
schen Regierung zu unterdrücken versucht wurde‘. Genutzt wurde damals auch schon die 
Möglichkeit des Inserierens in weit entfernt erscheinenden Blättern. So inserierte beispiels- 
weise die Stadt, um für eine vakant gewordene Lehrerstelle an der Stockacher Schule wieder 
einen neuen Lehrer zu erhalten, eine entsprechende Suchanzeige 1802 in der damaligen »Augs- 
purgischen Zeitung«. Nicht unerwähnt sollen schließlich zur Stillung des Lese- und Informa- 
tionshungers der gebildeten Bürger sowie derjenigen, für die aus dienstlichen Gründen die 
Kenntnis wichtiger Mitteilungen und Nachrichten vonnöten war, diejenigen Möglichkeiten 
bleiben, die sich in jener Zeit durch die Gründung von Lese- und Casino-Gesellschaften erga- 
ben. Erste Spuren einersolchen Lesegesellschaft lassen sich in Stockach bis 1813 zurück verfol- 
gen. 

II. Die erste Stockacher Zeitung 
Mit folgendem Inserat, dessen Wortlaut seiner Wichtigkeit wegen hier in aller Ausführlich- 

keit wiedergegeben werden soll, kündigte der bei Herder in Meersburg erscheinende »Schwäbi- 
sche Landbothe« in der Nr. 52 v. 31. 12. 1802 das künftige Erscheinen eines »Nellenburgi- 
schen Landbothen« in Stockach wie folgt an: 

stanzer Buchdruckern als den Absatz ihrer Kalender schädigend angesehenen und daher heftig beklagten Verordnung 
auch Aderlaßtafeln, Wahrsagungen, Prognostica und Anzeigen von Finsternissen. Das Verbot der Aufnahme solcher 
Mitteilungen wurde 1769 und 1772 erneuert und zugleich empfohlen, in den Kalendern Ratschläge für Verbesserungen 
in der Viehzucht und im Feldbau zu veröffentlichen (Hermann Fiebing, wie Anm. 1, S. 101). 

* Aktenfaszikel »Allerhöchste und hohe Verordnungen 1785-1795« im Stadtarchiv Stockach (StA. IV.2/1). 
° Nachdem der aus Rottweil gebürtige Buchhändler Bartholomä Herder am 27.11.1801 im Alter von 27 Jahren vom Kon- 
stanzer Fürstbischof Theodor v. Dalberg die Bestallungsurkunde als Fürstbischöflicher Hofbuchhändler und -buch- 
drucker erhalten hatte, verlegte und druckte er ab 1802 in Meersburg den »Schwäbischen Landbothen«. Dieses Blatt 
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»Vermög der täglichen Erfahrung kann man die Vortheile nicht in Abrede stellen, 

welche ein Wochenblatt in dem verhältnismäßigen Bezirk einer Gegend der Obrigkeit 

zum Behuf öffentlicher Anstalten, geschwinder und zweckmäßiger Verbreitung aller 

Verordnungen verschafft. 
Die älteren Wochenblätter von Donaueschingen, Stuttgardt etc. und die neuern von 

Freyburg und Burgau liefern die richtigsten Beweise dieser Angabe. 

In Betreff dieses Nutzens wird auch für die Grafschaft Nellenburg ein Wochenblatt ver- 

anstaltet. - Der Innhalt desselben wird in folgenden Rubricken bestehen. 

I. Anzeigen 

Ueberhaupt alles dessen, was dem Publikum zu wissen nöthig und nützlich ist. 

1. Alle Landesfürstliche, Oberämtliche Verordnungen, welche zur Publicität für den 

Druck geeignet sind, und welche auf diesem Wege geschwinder, sicherer und bequemer 

als seither geschehen ist, zur allgemeinen Wissenschaft kommen können. 

2%. Obrigkeitliche Edikte aller Art, Steckbriefe, Mundots-Erklärungen. — Nachfragen 

nach Vermißten und Verschollenen, Anzeigen von verlohrenen und gestohlnen Sachen, 

bestrafter Verbrechen und belohnter schönen und guten Handlungen, von Sachen, wel- 

che zu verkaufen sind, oder zu kaufen gesucht werden, seyen es Häuser, Güter oder an- 

dere bewegliche Dinge, als Handlungsartikel, Pferde, Hornvieh etc. etc. 

3. Privatnachrichten und Anzeigen z. B. Anfragen nach Gegenständen aller Art, Kauf 

und Verkauf, Familien-Nachrichten, Dienstgesuche etc. 
4. Anzeigen von hier durchreisenden Fremden. 

5. Gemeinnützige Gegenstände, Todtenlisten, Markt- Fleisch- Mehl- und Fruchtpreise 
von Stockach, Stein am Rhein, Zürich, Riedlingen, Mößkirch und Überlingen. 

II. Beobachtungen 
Unter dieser Rubrick wird man alle Nachrichten, Beobachtungen, Entdeckungen zu 

liefern suchen, welche der hiesigen Gegend vorzüglich nützlich seyn möchten, und in 

folgenden Rubricken einschlagen: 
1. Haus- und Landökonomie-Wesen z. B. Viehzucht, Ackerbau, Gartenkultur, Baum- 

zucht etc. 
%. Handwerks-Gewerb, Handlung- und Fabrick-Wesen etc. 
3. Gegenstände aus der Naturkunde und Naturgeschichte z.B. Witterungsnachrichten, 

Beobachtungen über die eintretenden Naturerscheinungen im Laufe des Jahres. — 

Alle diese Beobachtungen werden theils originäle Aufsätze aus den besten Journalen 
und Zeitschriften, deren die Herren Verfasser über 40 halten, seyn. — 

III. Politische Neuigkeiten. 
Man ist weit entfernt, aus dieser Schrift eine Zeitung machen zu wollen; das Publi- 

erschien nur in diesem Jahr in einem vollständigen Jahrgang; die direkte Fortsetzung des Blattes war dann, der »Ankün- 
digung des Nellenburgischen Landbothen für das Jahr 1803« in Nr. 52 v. 31. 12. 1802 entsprechend, der »Nellenburgi- 

sche Landbothe« in Stockach. (Die genannte Ankündigung im »Schwäbischen Landbothen« ist übrigens unterm »17. 

Decemb. 1803« datiert, was selbstverständlich ein Druckfehler ist. Es muß 1802 lauten). 
Herder brachte in Meersburg, wie Hermann Fiebing mitteilt (wie Anm. 1, S. 108), von 1803 an das »Kurfürstliche Ba- 

dische Provinzialblatt des oberen Fürstenthums« heraus, das ab Nr. 34 v. 30. 8. 1806 »Provinzialblatt des Großherzog- 

thums Baden« hieß und ab Nr. 36 v. 12. 9. 1806 den Titel »Großherzoglich Badisches Provinzial-Blatt des oberen Für- 
stenthums« trug. Das Provinzialblatt, das ein Amtsblatt war, endete mit der Nr. 34 v. 11.10. 1807, da infolge der Neu- 
einteilung des Landes in drei Provinzen die Meersburger Behörden nach Freiburg i. B. verlegt wurden und Herder 1808 
seinen Verlagssitz nach Freiburg verlegte, wo dann der Aufstieg des Herder-Verlags zudem renommierten heutigen Un- 
ternehmen erfolgte. Das Gräflich Bodman’sche Archiv zu Bodman verwahrt in seinen Beständen einen Sammelband 
der vollständigen Jahrgänge des Provinzialblattes der Jahre 1804-1807 (bis Nr. 34/1807). 

Für die freundliche Überlassung einer Photokopie der Ankündigung des »Nellenburgischen Landbothen« aus derNr. 
52/1802 des »Schwäbischen Landbothen« habe ich sehr herzlich Herrn Hermann Fiebing, Konstanz, zu danken. 
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kum ist mit Zeitungsblättern hinlänglich versehen, nur wird man sich alle Mühe geben, 
so viel die übrige Gegenstände noch Raum übrig lassen, denselben mit demjenigen aus- 
zufüllen, was im Laufe der politischen Begebenheiten das Wichtigste und Wesentlich- 
ste ist, damit jene, welche keine Zeitung halten, faßliche Begriffe von den merkwürdig- 
sten Ereignissen in diesem Wochenblatt finden mögen. 

Mit dem aufrichtigsten Wunsch, daß dieses den jetzigen Zeitumständen anpassendes 
Unternehmen nach Phöders weiser Lehre dem Publikum nützlich werden möge, wird 
über das Aeußerliche folgendes bemerkt. — 
1. Jeden Freytag in der Woche erscheint ein ganzer Bogen, Druck und Papier werden der 
Ankündigung gleich seyn. 
2. Der Preis des Jahrgangs ist hier in Stockach 2 fl. 30 kr. wovon die Hälfte mit Ende Juny 
1803, die andere mit dem Schlusse des Jahres bezahlt wird. — Gegen Vorausbezahlung, 
die bis Anfangs des künftigen Januars geschehen muß, wird der ganze Jahrgang für 2 fl. 
12 kr. erlassen. 
3. Die Einrückungs-Gebühren sind für jede gedruckte Zeile drey Kreuzer. - Sollten aber 
die Aufsätze 2 bis 3 mal eingerückt werden, so wird für die 2te oder 3te Einrückung die 
Zeile mit anderthalb Kreuzer bezahlt. 
4. Die Vertheilungen werden bey den löbl. Postämtern oder unterzogener Buchdrucke- 
rey gemacht. — 

Durch die Ausführung dieses vorgelegten Plans, und dem höchst billigen Preis hofft 
man den gerechten Erwartungen des Publikums zu entsprechen, man ersucht daher alle 
benachbarte obrigkeitliche Stellen, als Privatperson um geneigte Unterstützung, und 
sichert die pünktlichste und schleunigste Vollziehung aller Aufträge zu. 

Die Einsendungen, Aufträge und Anfragen geschehen franko an die Nellenburgische 
Oberamts Buchdruckerey Stockach den 17ten Decem. 1802. 

Dieser Nellenburgische Landboth ist eine Fortsetzung des schwäbischen Landbo- 
then; die bisherigen Liebhaber desselben belieben sich also mit ihren gefälligen Bestel- 
lungen an oben unterzeichnete Oberamts Buchdruckerey in Stockach zu wenden. 

Das veränderte Gewand sowohl als Lokale wird dem Interesse dieses Blattes nicht nur 
nichts benehmen, vielmehr wird die Redaktion in Stockach sich bestreben dasselbe zu 
erhöhen, und im Ganzen gemeinnütziger zu machen«. 

Gedruckt wurde der »Nellenburgische Landbote« von dem aus Taufers im Münstertal (Tirol) 
stammenden Buchdrucker Christian Schgör, der ab 1803 die bürgerliche Aufnahme in Stock- 
ach betrieb, nachdem er zuvor seine Tätigkeit als stiller Teilhaber bei dem Konstanzer Buch- 

drucker Thaddäus Waibel, der in erster Linie als Kalenderdrucker wirkte, aufgegeben hatte‘. 
Schgör konnte dem Stockacher Rat nachweisen, »daß er die bey sich habende Buchdruckerey 
um 1000 fl. bereits gekauft und bezahlt« und sich mit »dem allhiesigen Bürger und Buchbinder 
Dominikus Mayer ihrer treibenden Metien wegen verglichen« hätte, und er wurde darauf am 
14. 1. 1803 gegen Bezahlung von 100 fl. Bürgergeld sowie Gestellung eines Feuerkübels als 
Stockacher Bürger aufgenommen. Der gleichzeitigen Empfehlung des Rats, Schgör möge sich 
auch nach einer Stockacher Bürgerstochter umsehen, folgte dieser bereitwilligst, und schon 
am2.5.1803 ehelichte er die Stockacherin Anna Maria Pfeiffer, nachdem erzuvor im April von 
Thaddäus Harrer um 2287 fl. 30 kr. ein Haus erworben hatte. 

Es steht fest, daß Schgör durch Kauf in den Besitz einer eigenen Druckerei gekommen war. 
Nachdem laut Ankündigung im »Schwäbischen Landbothen« das neugegründete Stockacher 
Blatt in der »Nellenburgischen Oberamts-Buchdruckerei« gedruckt werden sollte und auch 
die Anweisung der Stadt Stockach für den halbjährlichen Bezug eines Exemplars im Jahre 1803 

* Hermann Fiebing, wie Anm. 1.30 u. $. 99. Nach Fiebing war Schgör stiller Teilhaber des Konstanzer Druckers Thad- 
däus Waibel, der in Konstanz 1798 ein nach dem 2. Einmarsch der Franzosen 1799 vermutlich wieder eingegangenes 
französisches Intelligenzblatt herausgegeben hatte. Die Auffassung Fiebing’s, Schgör sei wahrscheinlich französischer 
Emigrant gewesen, ist jedoch irrig und wird durch dessen österreichische Herkunft widerlegt. 
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in Höhe von 1 fl. 15 kr. an die Oberamts-Druckerei erfolgte, scheint es sehr wahrscheinlich, 
daß Schgör seine Druckereieinrichtung dem Oberamt abgekauft und mit der Lizenz zum Zei- 
tungsdruck auch das Recht erhalten hatte, den anspruchsvollen Titel weiterzuführen, was in- 
des aus den städtischen Akten und Protokollen nicht ersichtlich wird. Zwar enthalten die bei- 
den einzigen bisher auffindbaren und noch vollständig erhaltenen Jahrgangsbände des »Nel- 
lenburgischen Landboten« (mit dem Untertitel »Eine Wochenschrift«) aus den Jahren 1805 
und 1806 im Impressum neben dem Druckort Stockach nur den lapidaren Vermerk »gedruckt 
bey Christian Schgör’«, jedoch nennt sich Schgör in eigenen Privatanzeigen im »Landboten« in 
der Regel mit dem Titel »Oberamts-Buchdrucker«, dies im übrigen auch noch nach dem Über- 
gang Stockachs unter württembergische Herrschaft (ab Januar 1806). Einer Notiz im »Stock- 
acher Tagblatt« v. 13. 12. 1807 über einen Postfahrplan vom Jahre 1809 zufolge ist jedenfalls 
auch nach dem Tode Schgör’s [am 8. 10. 1807) unter dessen Nachfolger Johann Baptist Am- 
mann das Blatt in der »Oberamts-Druckerei« erschienen. 

Große Reichtümer konnte sich Schgör mit seiner Zeitung wohl kaum erwerben, denn ein in 
der Nr. 1 des »Landboten« v. 5. 1. 1805 neben anderen für Besteller und Inserenten des Blattes 
wichtigen Angaben veröffentlichter Hinweis besagte ausdrücklich: »Der Gewinn, der durch 
den Absatz dieses Wochenblattes eingeht, ist für den Armenfond bestimmt«. Schgör war daher 
auf zusätzliche Druckaufträge angewiesen, die er wohl vor allem im Kalenderdruck fand. Ei- 
nem Ratsprotokoll vom Januar 1805 zufolge war vom Rat auf Veranlassung des Oberamts 
»dem hiesigen Drucker« zu eröffnen, dieser habe seine Kalender zur Zensur an die hohe Lan- 
desstelle einzusenden; außerdem müßten künftig alle abgestellten Feiertage genauso wie die 
Werktage mit schwarzen Lettern geschrieben werden. In einer Privatanzeige in der Nr. 49 sei- 
nes Blattes v. 6. 12. 1805 empfahl Schgör den Kauf eines Wandkalenders für 1806 (»ein halber 
Bogen groß Folio«) zu 3 kr. und warb für den Bezug eines »auf gutem Schreibpapier gedruckten 
und ordinär gebundenen, ganz nach dem beliebten Botzner Kalender eingerichteten Neuesten 
Tagebuch oder Schreib- und Wirtschafts-Kalenders« (»in 4 ®«) für 1806 zum Preis von 24 kr. 
Worüber informierte nun der »Nellenburgische Landbote« seine Leserschaft? Neben den 

amtlichen Gesetzen, Verordnungen und Bekanntmachungen, bischöflichen Verfügungen, 
landständischen Zirkularien, Markt- und Fruchtpreisen, Privatanzeigen, medizinischen Emp- 
fehlungen sowie anderen nützlichen, heute zumeist eher kurios anmutenden Ratschlägen für 
die Haus- und Landwirtschaft finden sich in dem wöchentlich einmal an jedem Samstag er- 
scheinenden Blatt gelegentlich auch einmal Berichte über bedeutungsvolle lokale oder regio- 
nale Ereignisse, außerdem relativ häufig und aus anderen Zeitungen übernommene Berichte 
über bedeutende kriegerische Ereignisse oder andere Begebenheiten von weltpolitischem 
Rang, wenngleich auch stets nur in knappster Form und zumeist auch ohne eigene redaktio- 
nelle Kommentierung. Der eigene politische Standort Schgör’s war zweifellos absolut kaiser- 
treu. Unschwer läßt sich dies einem Artikel Schgör’s entnehmen, dersich in der Nr. 2 des Blat- 
tes v. 12.1. 1805 mit der Kaiserkrönung Napoleons am 2. 12. 1804 befaßte, und wo es heißt: 

»Frankreich ist aus den Stürmen der Revolution in neue Gestalt hervorgetreten. Eine 
traurige vieljährige Erfahrung hat die Aufgabe gelöst, ob in großen Massen zusammen- 
lebende Menschen ohne eine fest organisierte Regierung die innere Sicherheit finden 
können, ob die Mehrzahl eines Volkes ihr Glück erreiche, wenn vorfindlicher Verbre- 
chen wegen die herrschende Ordnung gestört; und das ganze Staatsgebäude umgewälzt 
werde; ob die Religion vom Staat nicht beachtet und nur dem eigenen Ermessen der Fa- 
milien überlassen werden dürfe; ob endlich die republikanische Regierungsform in ei- 
nem großen Staate anwendbar sey?.. .« 

Einen ausführlichen Raum nehmen im »Landboten« des Jahres 1805 die Ereignisse des Ende 
September ausgebrochenen Krieges zwischen Österreich und Frankreich ein, wobei sich 

7 Die beiden kompletten Jahrgänge des »Nellenburgischen Landbothen« von 1805 und 1806 sind enthalten im Gräfl. 
Bodman’schen Archiv, Bodman. Für die freundliche Erlaubnis der Einsichtnahme bin ich Herrn Wilderich, Grafv.u.zu 
Bodman, zu herzlichem Dank verpflichtet. 
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Schgörbereits inder Nr. 35 des Blattes vom 31. 8. 1805 als ahnungsvoller Prophet mit dem Hin- 
weis erwies: »Der Zeitpunkt scheint gekommen zu seyn, worin merkwürdige Ereignisse sich 
entwickeln werden. Der französische Kaiser befindet sich in Boulogne, wo er die Armee mu- 
stert«. Schgör sollte recht bekommen, denn der Preßburger Friede brachte ab Januar 1806 das 
Ende der mehrhundertjährigen Herrschaft Österreichs über Stockach und die Landgrafschaft 
Nellenburg und den Übergang an die württembergische Krone mit sich. 
Bemerkenswert aus dem Inhalt des »Landboten« von 1805 sind schließlich noch sehr aus- 

führliche Maßregeln zur Bekämpfung des im Breisgau sowie im Nellenburgischen ausgebro- 
chenen »gelben Fiebers«, ein recht umfangreicher Bericht vom Untergang eines Radolfzeller 
Marktschiffes bei der Insel Reichenau, eine strenge Erneuerung des bereits am 14. 10.1774 er- 
gangenen Verbots der österreichischen Regierung, fremdes Eisen einzuführen, da dadurch der 
Absatz der inländischen Erzeugnisse der Eisenwerke zu Bärental, zu Zizenhausen und im 
Schutterdobel eine empfindliche Benachteiligung erfahre, schließlich eine ganze Reihe eigen- 
artiger und höchst kurioser Rezepte und Empfehlungen, so etwa, wie »trüber, zäher Wein ab- 
zuklären und junger Wein zu verjähren« sei (indem man auf den Feldern eingesammelte und 
glühend gemachte Feuersteine in das mit Wein gefüllte Faß fallen läßt und sie 6 Wochen darin 
beläßt), zur Vertreibung von Schwabenkäfern (mittels Wasser, in dem zuvor Krebse gesotten 
wurden) und Raupen (mit einer Mischung aus Wasser und zerstoßenen, verfaulten Krebsen), 
zur Bekämpfung von Wanzen (mittels frischer und vor dem Schlafengehen mit einer Nadel auf 
Kissen und Deckbett befestigter Blätter von Gartenbohnen, unter denen sich dann die Wanzen 
versammeln würden, sodaß man sie am nächsten Morgen daselbst in betäubtem Zustande hin- 
wegnehmen könne), zur Erhaltung der Zähne und zum Schutz vor Fäulnis derselben (sie seien 
täglich außen und innen mit Baumwolle, »welche allen Weinstein verhindert«, abzuwischen) 
oder auch zur Herstellung eines schmackhaften Brotes aus geriebenen Kartoffeln und Mehl. 
Von einigem Interesse mag wohl auch die Mitteilung sein, am 27. 4. 1805 sei bei Donaueschin- 
gen ein Wolf, »einer von der größten Gattung, die in unserer Gegend gesehen worden sind«, er- 
legt worden, nachdem seit Winter 1764 in der Gegend keine Wölfe gesichtet worden seien. 
»Die eingegangene Nachricht, daß sich hiesige Unterthanen in benachbarten Orten auf dem 
Bettel haben betreten lassen« sowie eine Anzeige, es würden auch andere Personen »unterdem 
Namen von Zizenhäuser Inwohner dem Bettel nachziehen«, veranlaßten die v. Kraft’ sche 
Amtsverwaltung in Zizenhausen in der Nr. 22 des Blattes vom 1. 6. 1805 zu der energischen 
Feststellung, »die hiesige Herrschaft habe alle nöthige Vorsehungen getroffen, daß dero Unter- 
thanen bey der gegenwärtig allgemein herrschenden Gewerbslosigkeit durch verschiedene Be- 
schäftigungen ihre Nahrungen dergestalten finden, daß sie mit Betteln Niemand zu belästigen 
Ursach haben; für den Fall jedoch, daß einige das Verboth des fremden Bettelns übertreten soll- 
ten, werden die benachbarten hoch und löbl. Obrigkeiten, auch Gemeindsvorsteher anmit er- 
sucht, derley, auf dem Bettel betretende, und sich als diesseitige Unterthanen ausgebende Leu- 
te anzuhalten und auf diesseitige Kösten für allhiesiges Amt zur Abwandlung oder Entdeckung 
der fälschlich sich für Zizenhäuser Inwohner angebenden Vaganten überführen zu lassen. Wo 
hingegen man die hoch und löblichen Obrigkeiten ersucht, daß andere, ihren erlaubten Ge- 
werbschaft und Geschäften nachgehende mit vorschriftmäßigen Pässen versehene, dahier an- 
gemessene Unterthanen ungestört ihre Wege wandeln gelassen werden möchten«. 

Hatte sich auch an Aufmachung und Gestaltung des »Landboten« im Jahre 1806 äußerlich 
nichts verändert und war Schgör »Oberamtsbuchdrucker« auch weiterhin, so mußte zumin- 
dest der Inhalt des Blattes jedermann eindringlich genug vor Augen führen, daß nunmehr ein 
anderer politischer Wind wehte. Neben den vielfältigen Meldungen von weiteren Kriegsschau- 
plätzen und territorialen Veränderungen in Deutschland und Europa bis hin zu den Vorberei- 
tungen Napoleons zum Einmarsch nach Rußland, der Veröffentlichung des Vertragstextes des 
in Preßburg am 26. 12.1805 geschlossenen Friedens und den sich daraus ergebenden Gebietser- 
werbungen Bayerns, Badens und Württembergs, der Wiedergabe der Regularien zur Einquartie- 
rung und Verpflegung der württembergischen und französischen Truppen beeindruckt die Fül- 
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4ater Sohrgang 

De8 Nellenburgi 
23te8 Stüd 

schen Landbothen. 

  

Stodad, Sambtag den ten Jung 1806 

  

Sdrmlide 
der Landgrafchaft und der 

Die Landgraffchaft und die Landoog: 
-tey Mellenburg mit ihren Dependenzen 
sourden in Gemäßheit des Pregburger 
Sriedensfchluffes durch die Fönigl. Wir: 
temberbifche Landesfommiffion fihon am 
aten Zäaner im Befig genommen; am 

aten Yuny erfolgte die feyerlicye Landes: 
übergabe. 

  

Shon Tages zuvor Famen der Eaif. 
feanzöfifhe Kommiffar, Herr General 
Fririon, Revien » Infpftor und In: 

tendane von Edwekifd Sefierreid, , 

und der künigf. Wirtembergifhe Herr 

Kommiffar, Freyberr von Reifchad) , 
Einigl. Gcheimen Rath Präfident der 
Dberlandesregierung und General + Lanz 
desfommiffir mit ihrem Gefolge in 
©odad) an. 

Amaren mit Anbrud des Tages 

Uebergabe 

Landvogtey Nellenbur 9 
o 

  

wurden die Böller geldßt, auch wurde 
der Marfch bey der Nebelle mit rirki- 
fer Mufik begleitet. Die Stadt war 
mit grünen Neifern gefhmürt. Um 9 
Uhr marfchierte eine Eompgnie des 
Fönigl. iger Regiments und das Bür- 
gerlihe Militärkorps, jedes mir feiner 
Feldmufif auf. Die beyden Herrn Kom: 
mifferien , bealeitet von den Fönialichen 
Beamten, der Beamten der Stide und 
Patrimonialherrfchaften, den Affefforen 
des Landaerichts und den Abgeordneten 
der Gemeinden begaben fih unter, Pa: 
tadirung des Militärsin fenerlichem Zu: 
ge auf das flädtifche Nathhaus. 

Herr General Fririon eröffnete 
die Handlung , indem er den Proces = 
Verbale ablas, und folhen dem Fönig- 
lihen Heren Geneallandes Kommiffär,, 
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le der abgedruckten Gesetze, Verordnungen und Instruktionen, die nunmehr auf jedem Gebiet 

für die württembergisch gewordenen nellenburgischen Untertanen Gültigkeit hatten. Die ge- 

mischten Gefühle, mit denen die Bewohner das Vorgehen der neuen Herren und Behörden 

betrachten mochten, dürfte Schgör recht zutreffend in einem Kommentar »Über die neueste 

Lage Schwäbisch Österreich« wiedergegeben haben (in Nr. 3/1806), in welchem er nach einem 

großen Lob über den »höchsten Grad bürgerlicher Freiheit«, den die unter der ehemaligen 

österreichischen Regierung »glücklichen Unterthanen« erfahren durften, sowie unter Verweis 

auf die geringe Belastung mit Abgaben, auf die »weisen Kulturgesetze« und die »guten Schu- 

len« zur Zeit der österreichischen Herrschaft bedauernd feststellt: 
»Nun trennt das Verhängnis die schwäbisch österreichischen Lande von dem ge- 

wöhnten und geliebten Fürstenhaus. Wer wird es seinen Bewohnern verargen, wenn sie 
mit gerührtem Herzen und betränthem Auge auf die Wohltaten zurücksehen, die sie so 
lange genossen?. .. 
Nun ist unser Los entschieden, unsere Pflicht ist Ergebung in das Verhängnis und 

Vertrauen auf den neuen Landesfürsten, den uns die Vorsehung gibt«. 
Schgör war allerdings auch objektiv-weitsichtiggenug, um der neuen Situation auch gewisse 

Vorteile, insbesondere wirtschaftlicher Art abzugewinnen. Einen zweifellos mißlichen seithe- 
rigen Umstand unverblümt beim Namen nennend, hoffte er: »Was bey der zerstückelten Lage 
der schwäbisch österreichischen Provinzen nicht möglich war, wird unser König im zusam- 
menhängenden Reiche erzielen«, nämlich eine »beschleunigte Beförderung eines blühenden 
Wohlstandes«. 

Selbstverständlich fehlen auch im »Landboten« des Jahres 1806 nicht die zahlreichen Emp- 
fehlungen und nützlichen Ratschläge für Haus- und Landwirtschaft. Von größerem Interesse 
jedoch sind für uns heute recht ausführlich gehaltene Artikel über die festlich begangene förm- 
liche Übergabe der Landgrafschaft und Landvogtei Nellenburg an Württemberg in Stockach (in 
Nr. 23 v. 7. 6. 1806), über die Huldigungsfeierlichkeiten in Stockach (in Nr. 44/1806) und Sin- 
gen (in Nr. 47/1806), über die Errichtung von Spitälern in Espasingen und Rickelshausen für an 
Nervenfieber erkrankte österreichische Kriegsgefangene (in Nr. 26/1806) sowie eine Kurznotiz 
über die Durchfahrt des frz. Marschalls Ney durch Stockach am 7. Mai 1806 auf der Reise nach 
Schaffhausen. 

III. Die Zeit des »Nellenburgischen Intelligenzblattes« 
Völlig verarmt verstarb Christian Schgör im Alter von 38 Jahren am 8. 10.1807 an »Lungen- 

sucht« und »Abzehrung«. Die Druckerei und die Herausgabe des »Landboten« übernahm nun- 
mehr der aus Salem stammende Buchdrucker Johann Baptist Ammann. Dieser heiratete auch 
am 13.2. 1809 die Witwe Schgör’s. Da im Stockacher Stadtarchiv jedoch die Ratsprotokolle 
von 1808-1810 fehlen, ließ sich nicht ermitteln, zu welchem Zeitpunkt Ammann Stockacher 
Bürger wurde. 

In die Zeit der Herausgabe des Blattes fiel nicht nur der Übergang Stockach’s an Baden (am 
23.11.1810), sondern bewirkte auch die auf Druck Napoleons zustandegekommene Neuord- 
nung des Pressewesens im Großherzogtum Baden 1810 eine einschneidende Veränderung 
beim bisherigen »Landboten«. Ein im Regierungsblatt v. 27.10.1810 veröffentlichtes und un- 
term 18. 10. 1810 ergangenes Dekret verkündigte das Verbot des Erscheinens aller politischen 
Zeitungen des Landes ab 31. 10. 1810. Lediglich die Karlsruher Zeitung sollte bis Jahresende 
noch in ihrer alten Form bestehen bleiben und dann ab 1.1.1811 unterdem Titel »Großherzog- 
lich Badische Staatszeitung« und »unter der ganz besonderen Aufsicht« des bad. Außenmini- 
steriums zur Ausgabe gelangen. Die bisherigen Bezirks- und Wochenblätter dagegen durften je- 
doch von nun an »keine andere als das Inland betreffende, und zwar nur in wörtlichen Auszü- 
gen aus der Landeszeitung geschöpfte« politischen Mitteilungen aufnehmen?. Dies ist wohl 

$ Karl Obser: »Zur Geschichte der badischen Presse in der Rheinbundzeit«, ZS f. d. Gesch. d. Oberrheins, NF Bd. XIV, 
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der Grund, warum ab 1810 (vermutlich ab November) der »Nellenburgische Landbote« eine 
Umbenennung zum »Nellenburgischen Intelligenzblatt« erfuhr, um auf diese Weise und zur 
Sicherung des weiteren Fortbestand des Blattes dessen unpolitischen Charakter in eindeutiger 
Weise zum Ausdruck zu bringen’. Somit war das in der »Amman’schen Druckerei« erschei- 
nende »Nellenburgische Intelligenzblatt« zu einem reinen Anzeigen- und Verkündigungsblatt 
herabgesunken, und über lange Jahre hinweg finden wir in dem einmal wöchentlich an jedem 
Samstag erscheinenden, einspaltig gedruckten vier-seitigen Blättchen in der Regel ausschließ- 
lich Gantedikte, Mundtoterklärungen, Anzeigen über Haus-, Holz- und Viehverkäufe und na- 
türlich die amtlichen Verordnungen und Bekanntmachungen. Erst zu einem relativ späteren 
Zeitpunkt finden sich im »Nellenburgischen Intelligenzblatt« gelegentlich auch einmal grö- 
Bere Berichte über ein lokales Ereignis von Rang, so z. B. im »Intelligenzblatt« des Jahres 1828 
anläßlich der Hunderjahrfeier des Geburtstages des bad. Großherzogs. 

Der Name des am 29. 5. 1779 geborenen Johann Baptist Ammann (sein Vater Josef stammte 
aus Urnau bei Markdorf) als Drucker und Verleger des »Intelligenzblattes« erscheint in den Im- 
pressumvermerken bis einschließlich 1821 regelmäßig. Von 1822 bis 1833 waren detailliertere 
Angaben nicht zu ermitteln, und in den redaktionellen Eigenanzeigen ist stets nur von der 
»Ammann’schen Druckerei« die Rede. Untergebracht war die Ammann’sche Druckerei zu- 
mindest zeitweise im »Salmansweilerhof«, ein dem Kloster Salem gehörendes und über Jahr- 
hunderte als Sitz der Obervogtei Salem für die im Nellenburgischen liegenden Güter dienen- 
des stattliches Amtsgebäude, das nach der Säkularisation von 1815-1822 für kurze Zeit auch 

einmal der Stadt Stockach gehörte, dann wieder von der bad. Domänenverwaltung zurückge- 
kauft worden war und u. a. über lange Jahre hinweg bis zur Auflösung des Kreises Stockach am 
1.1.1973 das Finanzamt des ehemaligen Landkreises Stockach beherbergte". Weil er »wegen 
vorgenommener Veränderungen im Salmenhof« seine dortige Wohnung nicht mehr länger be- 
halten konnte, bat Ammann 1822 die Stadt um Überlassung einer städtischen Wohnung und 

begründete seinen Wunsch damit, »mit seiner ausgedehnten Einrichtung nicht alle Viertel- 
jahr« ausziehen zu müssen. Der Rat beschied jedoch sein Gesuch abschlägig. Wo sich Am- 
mann daraufhin mit seiner Druckereieinrichtung befand, ist nicht bekannt. 

Nachdem Johann Baptist Ammann am 15. 1. 1827 verstorben war, erscheint der Name sei- 
nes am 14.6.1811 in Stockach geborenen Sohnes Johann Ferdinand als Drucker und Verleger 
des »Intelligenzblattes« erstmals und von da ab regelmäßig ab der Nr. 1 des Blattes vom 4.1. 
1834. Wer in den Jahren zuvor und zumindest seitdem Tode Johann Baptist Ammann’s ab 1827 
den Druck des Blattes in der »Ammann’schen Druckerei« besorgte, ließ sich nicht ermitteln. 
In der Nr. 31/1831 wird einmal ein Buchdrucker A. Maier erwähnt. Auch ineinerinderNr.8v. 
25.2.1832 veröffentlichten Spenderliste anläßlich einer Sammlungsaktion zur Unterstützung 
durchreisender Polen wird unter den aufgeführten Spendern der Name des Buchdruckers 
Maier genannt. Es ist durchaus denkbar, daß Johann Ferdinand Ammann die Druckkonzession 
erst zu Beginn des Jahres 1834 erhalten hatte und bis dahin die Redaktion und der Druck des 
»Intelligenzblattes« kommissarisch durch andere Drucker, allerdings in der im Ammann- 
’schen Familienbesitz verbliebenen Druckerei besorgt wurde. 

Schon wenige Jahre später hatte indes das Stockacher Bezirksamt allen Grund, mit dem neu- 
en Herausgeber überaus unzufrieden zu sein. Am 26. 8. 1837 monierte Bezirksamtsvorsteher 
Vinzenz Eckstein bei der Stadt: »Die groben Fehler, welche so vielfältig in der Druckerei des 
Buchdruckers Ammann dahier stattfinden, machen es notwendig zur Pflicht, daß demselben 

Karlsruhe, 1899. Für die freundliche Überlassung einer Photokopie dieses Aufsatzes habe ich sehr herzlich Herrn Her- 
mann Fiebing, Konstanz, zu danken. 

° Bei den anfangs des 18. Jhdts. aufgekommenen »Intelligenzblättern« als einer neuen Zeitungsgattung handelte es sich 
keineswegs um Publikationen, die sich an den 'intelligenten’ Leser wandten. Sie hatten, wie die berühmte »Vossische 
Zeitung« 1845 einmal ironisch feststellte, »keine andere Bestimmung, als die täglichen Handels-, Gewerbe- und Fami- 
liennachrichten zur Kenntnis (Intelligenz) des Publikums zu bringen. (Welch) ein glänzender Titel für ein gewöhnli- 
ches Subjekt«! 

1% Zur Geschichte des Salmansweilerhofes vgl. H. Wagner, wie Anm. 2; hier das Kapitel »Der Salmansweilerhof«, S. 98 ff. 
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die Druckerei abgenommen oder er gezwungen werde, einen tüchtigen Gehilfen anzustellen«. 
Zur Erstattung eines Berichts »über die Beseitigung dieses Mißstandes« aufgefordert, beschloß 
der Rat am 14. 10. 1837, Ammann zunächst einmal zu den erhobenen Vorwürfen anzuhören. 

Dieser machte geltend, die Druckerei sei sein Eigentum und könne ihm daher wohl schwerlich 

abgenommen werden. Um aber, wie es von ihm verlangt würde, einen zusätzlichen Gehilfen 
einzustellen, wäre der Verdienst seiner Druckerei nicht ausreichend genug. Auch in der Folge- 
zeit ließen die Klagen des Bezirksamts über die nachlässige Besorgung der Druckereigeschäfte 
durch Ammann nicht nach. Insbesondere wurden dessen »leichtsinnige Lebensweise« und 
dessen Hinwendung zum »Trunk und Müßiggang« kritisiert. Daraufhin wurden auch noch die 
nächsten Verwandten Ammann’s, der Kaufmann Carl Oswald Pfeiffer und der Schlossermei- 
ster Fidel Haggenmüiller, als Vermittler eingeschaltet. Doch gelang es auch ihnen nicht, eine 
entscheidende Verbesserung der mißlichen Verhältnisse herbeizuführen, und so sahen sich die 
Behörden zum Eingreifen und zu einer endgültigen Lösung gezwungen. 
Am 6. 4.1838 teilte die Seekreisregierung in Konstanz unter Bezugnahme auf einen Bericht 

des Stockacher Bezirksamtes v. 26. 3. 1838 dem Bad. Innenministerium mit: »Ferdinand Am- 
mann, Buchdrucker und Verleger des dasigen Intelligenzblattes hat sich dem Trunk ergeben, 
vernachlässiget sein Geschäft und ist allem Anschein nach moralisch, physisch und ökono- 
misch verdorben«. Offenbar war dem bisherigen Drucker des »Intelligenzblattes« in der Zwi- 
schenzeit auch schon eröffnet worden, daß ihm eine Fortdauer der Druckkonzession nicht 
mehr bewilligt werde, denn gleichzeitig berichtete die Seekreisregierung in ihrem Schreiben 
an das Innenministerium auch, daß sich um die vacante Stelle die Buchdrucker Thomas Feger 
(Ehingen/Donau), Adam Uhl (Rottweil), Fabian Sebastian Gulde (Liptingen b. Tuttlingen) so- 
wie Jakob Friedrich Scholer (Karlsruhe) beworben hätten, wobei man geneigt sei, dem ]J. F. 
Scholer den Vorzug zu geben. Immerhin aber druckte und redigierte J. F. Ammann das »Intelli- 
genzblatt« doch noch, wie aus dem Impressum zu ersehen ist, bis einschließlich der Nr. 33 v. 
18. 8.1838. 

Trotz des empfehlenden Hinweises der Seekreisregierung für den Karlsruher Buchdrucker]. 
F. Scholer entschied sich das Innenministerium für Fabian Sebastian Gulde, den am 1.8.1811 
in Rohnhausen bei Dettingen (Bodanrück] geborenen Sohn des nunmehr in Liptingen bei Tutt- 
lingen wohnhaften und tätigen Revierförsters Gulde. Das Buchdruckerhandwerk hatte F. S. 
Gulde in der Tuttlinger Buchdruckerei Bofinger gelernt. Mit Schreiben v. 24.4.1838 teilte das 
Ministerium der Seekreisregierung mit, daß dem Sebastian Gulde die Erlaubnis unter der Vor- 
aussetzung zu erteilen sei, daß ihn die Gemeinde Stockach bürgerlich aufnehmen werde. In 
diesem Sinne vom Stockacher Bezirksamt unterrichtet blieb dem Stockacher Gemeinderat in 
einer Sitzungsbehandlung der Bewerbungen um die Druckkonzession am 18.5.1838 nur mehr 
übrig, den ergangenen Bescheid zur Kenntnis und zu den Akten zu nehmen. Die bürgerliche 
Aufnahme Gulde’s erfolgte dann durch den Beschluß des Gemeinderates vom 9. 6. 1838. 

Der Name Gulde’s als Verleger und Drucker des »Nellenburgischen Intelligenzblattes« er- 
scheint im Impressum erstmals ab der Nr. 34 v. 1.9. 1838. Gulde ging nicht nur sehr bald zu 
einer zweimaligen wöchentlichen Erscheinungsweise des Blattes über [ab Nr. 14 v.3.4.1839), 
sondern er gestaltete sein Blatt auch redaktionell reichhaltiger. In einer »Ankündigung« seines 
Blattes in der »Konstanzer Zeitung« Nr. 144 v.2. 12.1839 heißt es u. a.: »Da es (d. h. das »Nel- 
lenburgische Intelligenzblatt«) Amts-Blatt für die respekt. Bezirksämter Stockach, Meßkirch, 
Radolfzell und Überlingen ist, so kommen in dasselbe die amtlichen Verfügungen, Gantedik- 
te, Steigerungen usw., überdies enthält es noch gemeinnützige, landwirtschaftliche, erheitern- 
de und belehrende Aufsätze, Gedichte, Charaden etc. und kann sowohl als Intelligenz-Blatt 
wie als Unterhaltungsblatt empfohlen werden, namentlich dürfte es den Gewerbsleuten von 
Nutzen sein, für Müller, Bäcker etc. durch seine vielen Schrannen-Zettel von den bedeutend- 
sten Fruchtmarktsorten der Gegend. . .« In der gleichen Ankündigung gab Gulde die Zahl der 
Abonnenten mit über 500 an; der Preis für den jährlichen Bezug betrug? fl. Zum Amtsverkün- 
diger für die Bezirke Meßkirch und Radolfzell war das »Nellenburgische Intelligenzblatt« ab 

98



Aus der Geschichte des Stockacher Druckerei- und Zeitungswesens 

der Nr. 1/1839 geworden, für den Amtsbezirk Überlingen wurde das Blatt ab der Nr. 10 v. 9.3. 

1839 zuständiges Amtsblatt (und zwar bis Ende 1840, nachdem ab 1841 dererstmals am 17.10. 

1840 in Überlingen erschienene, von J. N. Bommer redigierte und bis Ende Februar 1846 bei 
Gulde in Stockach gedruckte »Verkündiger« für den Amtsbezirk Überlingen diese Funktion 
übernommen hatte), und für den Amtsbezirk Stetten a. k. M. wurde das »Intelligenzblatt« 
amtlicher Verkündiger ab Nr. 2 v. 8.1. 1840. 

Aus seinem politischen Standort machte Gulde schon sehr bald keinen Hehl. So empfahl er 
in der Nr. 88 seines Blattes vom 18. 12. 1839 »jedem Freunde des Fortschritts« die Lektüre und 
Anschaffung der vom Konstanzer Rechtsanwalt Ignaz Vanotti herausgegebenen und in Kreuz- 
lingen gedruckten »Volkshalle« (- die »Deutsche Volkshalle« war eine im September 1839 ge- 
gründete kurzlebige Zeitungsgründung im unruhigen Vormärz, die bereits im Frühjahr 1840 
der Zensur zum Opfer fiel" -). Zwar ließen die redaktionellen Möglichkeiten auf Grund des 
Blattcharakters als »Intelligenzblatt« Gulde nur einen geringen Spielraum zur politischen Ein- 
flußnahme auf seine Leserschaft, dennoch veröffentlichte er hin und wieder in einer ab 1840 

dem »Intelligenzblatt« beigegebenen zusätzlichen »Beilage« unterhaltenden Charakters, die 
ab 1841 den Namen »Gesellschaft« erhielt und letztmals mit der Nr. 33 vom 26. 4. 1845 er- 
schien, Beiträge, die eindeutig freiheitlichem Gedankengut entstammen und selbstverständ- 
lich sehr wohl die persönliche Position Gulde’s widerspiegeln. Einige Beispiele mögen dies ver- 
deutlichen: InNr. 12. v. 12.2.1840 finden wir unter der Rubrik »Miszellen« den folgenden, oh- 
ne Verfasserangabe wiedergegebenen Spruch: 

»Die Freiheit des Menschen beruht auf der Herrschaft der Vernunft, die Freiheit einer 
Nation auf der Herrschaft der Gesetze, die wieder nur in der auf den Staatskörper ange- 
wendeten Vernunft besteht. ... Die Vernunft tatkräftig zu entwickeln, ist mithin die 
Aufgabe jeder freisinnigen Regierung, weil mit ihr überall, ohne sie nirgend, Freiheit 
sich einfindet«. 

In der Nr. 49 v. 19. 6. 1841 heißt es —- ohne Verfasserangabe — unter der Rubrik »Aphoris- 
men«: 

»Welches sind aufgeklärte Zeiten? Wo die Vernunft so fessellos wirken kann, wo je- 
der Mensch über Alles, was andere behaupten, selbst und frei urteilen, denken etc. und 
seine Gedanken und Urteile mitteilen darf, wo das Fürwahrhalten und Bekennen keines 
einzigen Satzes Zwang ist, d. h. durch Befehl oder bürgerlichen Vorteil oder Verlust be- 
stimmt wird«. 

Und in einem weiteren, ebenfalls ohne Verfasserangabe veröffentlichten Aphorismus in der 
Nr. 99 v. 11.12.1841 verlautet es zur Frage der Pressefreiheit: 

»Die freie Presse ist die Schutzwehr der Bürger, mit ihr stehet oder fällt die Wohlfahrt 
des Volkes, und nach dem Untergang der Presse geht auch der behagliche Zustand der 
Nationen rückwärts«. 

Es wundert daher kaum, daß sich Gulde in der Folgezeit einem ständig zunehmenden Miß- 
trauen der Behörden, insbesondere des Stockacher Bezirksamtsvorstehers Josef Rieder, der 
1842 die Nachfolge des in Pension gegangenen bisherigen Amtsleiters Eckstein angetreten hat- 
te, ausgesetzt sah. Hinzu kamen überaus üble Denunziationen und Anschuldigungen Johann 
Ferdinand Ammann’s, welcher nichts unversucht ließ, wieder in den Besitz des Druckrechts 
des »Intelligenzblattes« zu gelangen. Im Dezember 1842 wandte er sich mit einer diesbezügli- 
chen Eingabe und unter Verweis auf die jahrelange Ausübung der Druckereigerechtigkeit 
durch seine Familie an das Bezirksamt. Seinen Antrag, ihm die Druckereirechte wieder zu 
übertragen, begründete er auch damit, demF. S. Gulde sei seinerzeit die Druckkonzession nur 
provisorisch bewilligt worden. Dieser habe sich aber bereits in seinen Universitätsjahren »po- 
litische Schwärmerei in demagogischen Comploten« im Übermaß erlaubt, leiste sich »tagwei- 
ses Umhersitzen in den Bierhäusern« und vernachlässige sein Geschäft, würde als »schlecht 
Männer von der untersten bis zur höchsten Stelle« bezeichnen, über »Beamte, über Regierung 

ll Georg Bräunig: »300 Jahre Zeitung in Oberbaden«, Konstanz, 1973, S. 36. 
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und Minister in öffentlichen Reden auf der Straße« schimpfen, und kein Geheimnis sei es, daß 
er auch verbotene Flugschriften, so z. B. die »Dankadresse, grobgedruckte Flugschrift des Alt- 
vogts Andres«, drucken würde. Von Rieder zur Stellungnahme aufgefordert, bestätigte zwar 
unterm 16.12.1842 der Stockacher Gemeinderat die Angaben Ammann’s über die jahrzehnte- 
lange ehemalige Ausübung des Druckrechts durch die Ammann’sche Familie, sah sich jedoch 
außerstande, mitzuteilen, ob die Übertragung auf Gulde »definitiv oder nur provisorisch« er- 
folgt sei, da dies aus den städtischen Akten nicht hervorginge. Die Stadt verwies auf den seiner- 
zeitigen Ministererlaß v. 24. 4. 1838 und unterstrich ferner den Einsatz Gulde’s im Bestreben, 
das bis dahin nur für den Amtsbezirk Stockach bestimmte Blatt auch auf die Amtsbezirke 
Meßkirch, Radolfzell und Stetten a. k. M. auszudehnen. Darauf beschied das Stockacher Be- 
zirksamt den Ammann’schen Antrag abschlägig. 

Die nächste Gefahr drohte Gulde ab 1845. So war er nicht nur »wegen Umgehung der Druk- 
kerlaubnis und Verbreitung verbotener Schriften« am 20.5. 1845 zu einer Geldstrafe von 10fl. 
verurteilt worden, sondern es sollten auch, wie Inserate des Stockacher Bezirksamtes im De- 

zember 1845 in den Beilagen zur »Konstanzer Zeitung« und »Freiburger Zeitung« ausweisen, 
Druck und Verlag des »Nellenburgischen Intelligenz-Blattes« und des Überlinger »Verkündi- 
gers« anderweitig vergeben werden. Als Bewerber meldeten sich darauf der Meßkircher Buch- 
drucker Konrad Klotz, dann ebenfalls aus Meßkirch der Lithograf Karl Meder, der Freiburger 
Adolf Immerling sowie abermals der inzwischen völlig verarmte Johann Ferdinand Ammann, 
der seit Dezember 1844 seine Unterkunft und seine Druckereieinrichtung »bei Apotheker 
Probst dahier« im unteren Stock der heutigen »Oberen Apotheke« in der Hauptstraße unter- 
hielt, mit dem Apotheker aber wegen der angelaufenen Mietschulden auf Kriegsfuß stand. 
Auch Gulde bewarb sich erneut darum, Druckerei und Verlag weiter betreiben zu dürfen. In 
seiner Petition unterstrich er, daß erst durch ihn das Blatt zu Ansehen und weiter Verbreitung 

gekommen sei, nachdem dasselbe vor seiner Übernahme 1838 nur von ca. 150 Abonnenten ge- 
halten worden sei. Gulde erhielt darauf die Druckerlaubnis für das »Nellenburgische Intelli- 
genzblatt« wieder zugesprochen, er mußte allerdings dafür auch die Inseratkosten des Bezirks- 
amts in Höhe von 1 fl. 16 kr. übernehmen. 
Am 15.2.1846 stellte Gulde, der inzwischen Vorstand der Deutsch-katholischen Gemeinde 

(Rongeaner) in Stockach geworden war, den Antrag, die Schrift »Worte der Beruhigung an das 
katholische Christenvolk«, die zuvor bereits in der Beilage der Nr. 40 der »Oberrheinischen 
Zeitung« sowie in den Konstanzer »Seeblättern« erschienen war, ebenfalls drucken zu dürfen. 
Dieser Aufsatz setzte sich mit dem in der bad. Kammer gestellten Antrag auf Religionsfreiheit 
auseinander und plädierte um solche Freiheit auch für die Deutsch-Katholiken. Nach der Ab- 
lehnung seines Gesuchs durch das Stockacher Bezirksamt legte Gulde die nunmehr bei Stadler 
in Konstanz gedruckte Schrift in einigen Exemplaren als Flugschrift seinem »Intelligenzblatt« 
bei und hatte sich darauf prompt wegen Verbreitung von Flugschriften zu verantworten. Doch 
der Staatsanwalt des Hofgerichts des Seekreises fand trotz umfangreicher Untersuchungen den 
Vorwurf der »Umgehung der polizeilichen Druckerlaubnis« (nach der Vollzugsordnung v. 28. 
7.1832, Reg.-Blatt Nr. 42) nicht bestätigt und schlug die Angelegenheit am 9. 5. 1846 nieder. 
Desgleichen hatte sich Gulde auch Ärger eingehandelt durch die Veröffentlichung der folgen- 
den Anzeige in der Beilage zum »Intelligenzblatt« Nr. 12/1846 anfangs Februar 1846: 

»Die schon mit zahlreichen Unterschriften versehene Petition um Religions-und Ge- 
wissensfreiheit und politische Gleichstellung aller christlichen Konfessionen liegt bis 
künftigen Freitag Abends bei Bräumeister Beyrer dahier auf. Es wird dies mit einer Ein- 
ladung hierzu angezeigt, daß man dadurch einen gesetzlichen Schrittthue und nicht das 
Licht scheue - dabei auch die Worte unseres Erlösers im Auge halte, welcher sagt: Dar- 
an wird man Euch erkennen, daß Ihr einander liebet«. 

Bezeichnenderweise war es aber nicht der Text der Anzeige, der den Unmut des Stockacher 
Bezirksamtsvorstehers Rieder erregte, sondern allein der äußere Umstand, daß Gulde in zwei 
Dritteln der Auflage des Blattes als Versammlungslokal das Beyrer’sche Bierhaus angegeben 
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hatte, während im restlichen Drittel als Versammlungsort die Wohnung des Metzgermeisters 
Bechler genannt worden war. Weitere aktenkundig gewordene Erschwernisse Gulde’s bei sei- 
ner Redaktions- und Drucktätigkeit im Jahre 1846 sind ein unterm 23. 3. 1846 ergangenes Ver- 
bot des Stockacher Bezirksamts zum Abdruck eines Aufsatzes mit dem Titel »Ein andächtiges 
Gebet« sowie eine vom Bezirksamtsvorsteher und Zensor Rieder veranlaßte Streichung der 
Privatanzeige eines J. B. Weeh aus Waldshut, der vor den Praktiken des Geschäftsbüros 

Salomon Schmidlin, des früheren Stockacher Bürgermeisters, warnte (in der Beilage zur Nr. 

23/1846). Aufseine am 20.3.1846 der Seekreisregierung in Konstanz eingereichte Beschwerde 
hin erhielt Gulde durch Beschluß vom 27. 3. 1846 wenigstens teilweise recht. 

Folgenschwerer als alles vorangegangene sollte sich jedoch ein Erlaß des Justizministeriums 
v.20./23. 11. 1846, Nr. 6854, »die Verkündigung amtlicher Bekanntmachungen im Seekreis« 

betreffend und unterm 25. 11. vom Hofgericht des Seekreises verkündet, für die weitere Exi- 
stenz Gulde’s wie für den Fortbestand des »Nellenburgischen Intelligenzblattes« auswirken. 
Es hieß in ihm: »Dem Bezirksamt Stockach wird zur genauen Nachachtung und weiteren Er- 
öffnung an die ihm untergebenen Bürgermeisterämter bemerkt, daß in Gemäßheit allerhöch- 
ster Entschließung aus Gr. Staatsministerium v. 13.10.1846 Nr. 2155 alle amtlichen Bekannt- 
machungen, welche in einer Zeitung im Seekreis zu erscheinen haben, vom 1.1. 1847 anin 
dem zu Konstanz erscheinenden ’Tagesherold’ als die für öffentliche Bekanntmachungen im 
Seekreis bestimmte Zeitung einzurücken sind«. Unterm 25. 11. 1846 erging sofort der Be- 
schluß der Seekreisregierung an alle Ämter, die Gemeinden ihres Amtsbezirks anzuhalten, 
»sich gedachte Zeitung auf Kosten der Gemeinde zu halten« und sich ihrer für die Veröffentli- 
chung der dienstlichen Bekanntgaben zu bedienen. 

Daß sich eine neue, die Gulde’sche Existenz bedrohende Entwicklung bereits seit einiger 
Zeit angebahnt hatte, wird übrigens auch aus einem Protokolleintrag des Stockacher Rats vom 
17.12.1846, eine Beschwerde Gulde’s »wegen Gewerbsbeeinträchtigung durch den Buchdruk- 
kergehilfen Josef Gerstel« betreffend, ersichtlich. Laut einem mit Gerstel bereits am 14. 4. 
1846 geschlossenen Vertrag hatte Johann Ferdinand Ammann diesem für 3000 fl. seine Buch- 
druckerei-Einrichtung für den Fall käuflich zugesagt, daß Gerstel das Recht zur Herausgabe 
und zum Druck des »Intelligenzblattes« entweder ab 1. 10. 1846 oder ab 1. 1. 1847 erhalten 
würde. Sollte Gerstel jedoch ab 1.1.1847 Druck und Herausgaberecht des »Intelligenzblattes« 
nicht übertragen bekommen, würde die bis zu diesem Zeitpunkt pachtweise überlassene Füh- 
rung der Ammann’schen Druckerei durch Gerstel wieder auf Ammann übergehen. Unter Be- 
zugnahme auf diesen Sachverhalt erging von der Stadt am 17. 12. 1846 ein Bericht an das Be- 
zirksamt mit dem Inhalt, Gerstel sei noch nicht förmlicher Eigentümer der Ammann’schen 
Druckereieinrichtung. Es sei nicht nur ungewiß, ob Gerstel das »Intelligenzblatt« herausge- 
ben dürfe, sondern auch zweifelhaft, ob er die Kaufsumme von 3000 fl. aufbrächte, da er das er- 
forderliche Vermögen nicht besäße. Auch hätte Gerstel weder sein Bürgerrecht angetreten 
noch sich zur Steuer angemeldet. Eine Duldung des gegenwärtigen Gewerbebetriebs Gerstel’s 
(Gerstel druckte mit der Ammann’schen Druckerei ab Nr. 53 v. 8. 7. 1846 bis Ende 1846 den 
Überlinger »Verkündiger«, nachdem dieser zuvor am März 1846 bei Jakob Stadler in Konstanz 
gedruckt worden war) ließe sich keinesfalls rechtfertigen im Vergleich zu denjenigen Bedin- 
gungen, unter denen seinerzeit Gulde die Druckerlaubnis erteilt worden sei. Von Gulde habe 
man 1838 ein »genügendes Vermögens- und Sittenzeugnis, den Besitz des hiesigen Ortsbürger- 
rechts und die Aufnahme in die Staats- und Gemeindesteuern mit 4400 fl. verlangt, Gerstel da- 
gegen habe dies alles weder geleistet noch nachgewiesen. Dem Gulde das »Intelligenzblatt« zu 
entziehen wäre auch deswegen »im höchsten Grad hart und ungerecht«, da dieser sich seiner- 
zeit nur im Vertrauen auf den ihm garantierten Dauerbesitz der Redaktion des »Intelligenz- 
blattes« in Stockach niedergelassen habe und mit großem Kostenaufwand versucht hätte, »den 
Ansprüchen des Publikums« zu genügen. Ob Gulde schon »gegen die Druckvorschriften ver- 
stoßen« hätte, wisse man nicht und könne es sich auch nicht vorstellen, »daß er sich etwas zu 
schulden kommen ließ«. Im übrigen könne ihn wegen eines etwaigen Pressevergehens »auch 
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nur eine gesetzliche und durch einen Richter ausgesprochene Strafe treffen«. Die Stadt Stok- 
kach habe indes alle Ursache, mit seinen Leistungen zufrieden zu sein; sie verdienten das Prä- 
dikat »vorzüglich«. 

Zu dieser Zeit (seit Ende Juli 1845) befand sich die Gulde’sche Druckerei im ehemaligen Ge- 
schäftshaus des]. B. Mandelli (die heutige Drogerie Brändlin in der Hauptstraße), wo Gulde be- 
reits am 26. 7. 1841 eine neue Wohnung bezogen hatte. Seit der Inbetriebnahme der Gulde- 
’schen Druckerei 1838 befand sich die Druckereieinrichtung jedoch zunächst ebenfalls wie be- 
reits zu Zeiten der Ammann’schen Druckerei im ehemaligen »Salmansweilerhof«, erhielt 
dann im November 1841 einen neuen Standort in dem ehemaligen »Glaser Reitinger’schen 
Haus«, das 1841 vom Lenzkircher Kaufmann Josef Faller erworben worden war und heute das 
Textilhaus Hanßmann in der Hauptstraße ist, bis sie dann Ende Juli 1845 die bereits erwähnte 
abermalige Standortverlagerung erfuhr. 

Es wurde bereits deutlich, daß Gulde aus seiner freiheitlich-republikanischen Gesinnung, 
die wohl auch sehr stark von seinem religiösen Bekenntnis und seinem Einsatz um Religions- 
freiheit für den Deutsch-Katholizismus beeinflußt war, kein Geheimnis gemacht hat. Ein im 
Jahre 1850 (RP Nr. 10/1850) vom Bezirksamt angefordertes und vom Stockacher Gemeinderat 
ausgestelltes Leumundszeugnis Gulde’s bestätigt diesem zwar einen guten Leumund, betont 
indes aber auch ausdrücklich, Gulde sei »schon immer in der revolutionären Partei« gewesen. 
Zu denjenigen Persönlichkeiten im Seekreis, die sich im Verlauf der Revolutionsereignisse 
1848/49, aber auch schon in den Zeiten des Vormärz, besonders hervortaten, insbesondere 
zum Redakteur der Konstanzer »Seeblätter«, Josef Fickler, unterhielt Gulde zweifellos seit 
langem enge und freundschaftliche Kontakte. Wenngleich schon, wie bereits an anderer Stelle 
festgestellt, der Charakter des Gulde’schen Blattes als »Intelligenzblatt« seinem Herausgeber 
nur spärliche Möglichkeiten der politischen Einflußnahme bot und erst recht nicht gestattete, 
durch eigene Kommentare oder auch durch den Abdruck wichtiger Artikel aus anderen Zei- 
tungen den Freiheitsideen größeren Platz in seinem Blatt einzuräumen oder gar das »Nellen- 
burgische Intelligenzblatt« zu einem revolutionären Kampfblatt zu machen, wird dennoch 
verständlich, warum Gulde dem erzkonservativen Stockacher Bezirksamtsvorsteher Rieder 

immer suspekter erscheinen mochte, sodaß dieser nicht nachließ, Gulde in geradezu schika- 
nöser Auslegung der Vorschriften und Bestimmungen mit seinem Haß zu verfolgen und ihm 
die Redaktions- und Druckarbeit immer mehr zu erschweren und schließlich auch mit Erfolg 
die Aufhebung des »Nellenburgischen Intelligenzblattes« zum Jahresende 1846 zu erreichen. 
(Vgl. dazu auch die Feststellungen des Stockacher Gemeinderates in einer Beschwerdeschrift 
an das Innenministerium v. 10. 9. 1847). Es hat daher auch ganz den Anschein - obwohl dies 
aus den Akten nicht hervorgeht —, als sei die Entschließung des Staatsministeriums v. 13. 10. 
1846, ab 1847 als amtliches Verkündigungblatt im Seekreis den neu gegründeten regierungs- 
freundlichen Konstanzer »Tagesherold« zu bestimmen, nur auf das Betreiben des Stockacher 
Bezirksamtsvorstehers Rieder und seines Konstanzer Amtskollegen Daniel Messmer zustan- 
degekommen ist in der Absicht, mit Josef Fickler und F. S. Gulde politisch unbequeme Männer 
zum Schweigen zu bringen und deren Möglichkeiten der Einflußnahme auf die im Vormärz 
unter den Bürgern herrschende politische Stimmung auszuschalten. Immerhin gibt zu denken, 
daß sich die Amtsvorstände in Überlingen, Engen und Donaueschingen nicht in gleicher Weise 
zu einem solchen Vorgehen gegenüber den Verkündigungsblättern ihrer Amtsbezirke verstan- 
den, was, wie aus einem Briefwechsel zwischen dem Stockacher Amtsvorstand Rieder und sei- 
nem Konstanzer Amtskollegen hervorgeht, beiden offensichtlich ziemlich mißfiel”. 

Indes, so unnachgiebig und kompromißlos sich Rieder auch zeigen mochte, Gulde, die Stadt 
Stockach, die übrigen Gemeinden des Amtsbezirks Stockach wie auch des Amtsbezirks Meß- 
kirch waren absolut nicht gewillt, die ministeriellen Erlasse und die darauf beruhenden be- 

hördlichen Verfügungen, die allgemein nur als ungerechtfertigte Willkürmaßnahmen emp- 
funden wurden, hinzunehmen, sondern sie setzten sich erbittert und mutig dagegen zur Wehr. 
12 GLA 379/1940/14-104. 
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IV. Die Gründung des »Landboten« 
Zunächst versuchte Gulde nochmals verzweifelt, das unabänderliche Schicksal doch noch 

einmal abzuwenden. Er richtete am 29. 12. 1846 an das Bezirksamt die flehentliche Bitte, »mir 
den Verlag doch gefälligst nicht entziehen und so meinen Untergang herbeiführen zu wollen« 
und verband sein Gesuch um Belassung des »Intelligenzblattes« mit dem Angebot, den Ge- 
meinden das Blatt für 1847 unentgeltlich abzugeben. Zur Antwort bestätigte jedoch das Be- 
zirksamt am 31. 12. per Verfügung nur nochmals schonungslos, daß ab 1.1.1847 das bisher bei 
ihm verlegte Nellenburger Intelligenzblatt aufhöre und stattdessen »ein gemeinschaftliches 
Verkündigungsblatt für die Ämter Stockach, Konstanz, Überlingen, Meersburg, Salem, Heili- 
genberg, Meßkirch, Pfullendorf und Stetten a. k.M. erscheinen werde, in welches alle dienstli- 
chen Bekanntmachungen einzurücken seien, und das mit Beibehaltung des Titels »Nellenbur- 
ger Intelligenzblatt« wöchentlich zweimal als Beiblatt zum Tagesherold« zusammen mit die- 
sem herausgegeben werde. Gulde reagierte darauf unverzüglich. Erinformierte nicht nursofort 
den Stockacher Gemeinderat, dersich am 2.1. 1847 in einer Sitzung mit der durch das Bezirks- 
amt herbeigeführten neuen Situation beschäftigte, sondern er zeigte auch am 31.12.1847 dem 
Stockacher Bezirksamt an, erwolleab1.1.1847 ein Tagblatt unter dem Titel »Der Landbothe« 
herausgeben. Dieses Blatt würde zweimal wöchentlich, am Mittwoch und Samstag, erschei- 
nen; dessen Inhalt bestünde aus kurzgefaßten politischen Neuigkeiten, mitunter auch aus der 
Besprechung vaterländischer Interessen, aus belehrenden und erheiternden Aufsätzen und 
Rätseln. Die erforderliche Kaution stelle er durch die Bürgschaft des Bürgermeisters Straub, 
des Posthalters Zeller, des Metzgermeisters Bechler und des Kaufmanns Oswald Blank. Noch 
am selben Tag wollte darauf das Bezirksamt von ihm wissen, welche Artikel im Beiblatt zum 
Hauptblatt aufgenommen werden sollten, außerdem wurde bemängelt, daß die Kautionsur- 
kunden nicht vollständig seien. Unterm 3. 1.1847 gab Gulde die nunmehr vollständigen Kau- 
tionsurkunden an das Bezirksamt zurück und bat dringend, seine Ankündigung für den »Land- 
boten« v.2.1. zu zensieren und das Austragen derselben noch am gleichen Tag zu gestatten; er 
habe schon Schulden genug, seine Leute seien ohne Arbeit, die Abonnenten würden andere 
Blätter wie etwa den »Schwarzwälder Boten« kaufen. Desgleichen ersuchte Gulde darum, ihm 
das erstmalige Erscheinen seines neuen Blattes wie vorgesehen für Dienstag, den 5. 1. zu ge- 
nehmigen. Doch schon am 5. 1. hatte Gulde wiederum allen Grund zu einer heftigen Be- 
schwerde an das Bezirksamt, da dieses den am 4. 1. zur Zensur vorgelegten »Landboten« noch 
nicht zensiert und damit freigegeben hatte. Gulde verwies auf den ihm entstandenen Schaden 
sowie darauf, daß er badischer Staatsbürger sei, die Kaution von 1000 fl. geleistet habe, daher 
auch ein Recht auf die Herausgabe seines Blattes besäße, da kein gesetzliches Hindernis mehr 
dagegen bestünde. Die Verzögerung hing wahrscheinlich damit zusammen, daß das Stock- 
acher Bezirksamt zunächst noch die Stellungnahme der Seekreisregierung zur geplanten Gul- 
de’schen Blattgründung abwarten wollte. Dieser Bescheid erging am 5. 1. 1847. Inihm wurden 
dem Stockacher Bezirksamt mitgeteilt, daß die Herausgabe des »Landboten« durch Gulde 
zwar an eine obrigkeitliche Erlaubnis nicht gebunden sei, daß man aber dem Stockacher Amts- 
vorstand »eine strenge Handhabung der Censur« dieses Blattes empfehle. 

In der Folgezeit hatte sich Gulde, aber auch die Stadt sowie der gesamte Amtsbezirk Stock- 
ach, ständig mit einer Reihe schikanöser und unverständlicher Zensurstreichungen herumzu- 
schlagen, die auf nichts anderes hinausliefen als Gulde wirtschaftlich zu treffen, seiner Blatt- 
gründung ein baldiges Ende zu bereiten und stattdessen dem im gesamten Amtsbezirk unge- 
liebten und boykottierten »Tagesherold« zu einer Erhöhung der Auflage und einer Zunahme 
der Abonnentenzahl, zur Verbesserung der wirtschaftlichen Situation dieses Blattes und nicht 
zuletzt auch zu einer ausgedehnteren Verbreitung seiner politischen Einflußsphäre zu verhel- 
fen. Die Zensurmaßnahmen des Stockacher Bezirksamts im Jahre 1847 sind, wie umfangrei- 
ches Aktenmaterial im GLA Karlsruhe erhellt, geradezu Legion, und genauso zahlreich sind 
die stets unverzüglich darauf erfolgenden Beschwerden, die amtlichen Abweisungen dieser Be- 
schwerden wie auch die prompt eingelegten Rekursbeschwerden der Betroffenen, die nicht ge- 
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willt waren, sich dem Diktat der Behörden, angefangen beim subalternen Bezirksamtsvorste- 
her bis hinauf zum Staatsministerium, zu beugen. So richtete Gulde am 9.1.1847 eine Rekurs- 

beschwerde an das Innenministerium, weil der Stockacher Amtsvorstand sämtliche Liegen- 
schaftsversteigerungs-Anzeigen in der Nr. 1 des »Landboten« v. 6. 1. 1847 gestrichen hatte. 
Man kann die Empörung Gulde’s gut verstehen, wenn er schreibt, er halte die Streichungen 
solcher Ankündigungen für unverständlich, denn ein solches Inserat sei »so prosaischer Natur, 

daß es wohl nicht geeignet ist, eine Aufregung im Staate zu verursachen«. Die Bürgermeister 
hätten sehr wohl das gesetzliche Recht, solche Anzeigen nicht nur im amtlichen Anzeigen- 
blatt, sondern auch in seinem Lokalblatt einzurücken, »was weder die Sittlichkeit, noch die 
Rechtsordnung noch die Privatrechte eines Bürgers angreift«. Eine weitere Rekursbeschwerde 
richtete Gulde am 10. 2. 1847 deshalb ans Innenministerium, weil Rieder die Liegenschafts- 

versteigerungs-Anzeigen des Bürgermeisteramts Zizenhausen gestrichen hatte, die des 

Stockacher Bürgermeisters jedoch passieren ließ. Gulde bezeichnete die Zensorstriche offen 
als »Willkür, die auf gar keinem rechtlichen Grundsatz sich fuße«, wenn der Zensor einerseits 
die Zwangsversteigerungs-Anzeigen des Stockacher Bürgermeisters gelten ließe, andererseits 
aber die von Zizenhausen streiche. In derselben Angelegenheit hatte das Bürgermeisteramt 
von Zizenhausen am 9. 2. ebenfalls Rekursbeschwerde erhoben, sah sich durch die Streichun- 
gen an der Erfüllung seiner Pflichten behindert und in seiner »Dienstführung gehemmt« und 
drohte an, Liegenschaftsversteigerungen solange einzustellen, »bis wir höheren Orts wegen 
des willkürlichen Verfahrens der Zensurbehörde Schutz gefunden haben«. Die Berechtigung 
dieser Rekursbeschwerden wurde daraufhin anerkannt; am 3. 4. 1847 beschied die Seekreisre- 
gierung, die Streichungen seien aufzuheben. 

In dem umfänglichen Material des GLA, das uns über alle diese Vorgänge unterrichtet, ist 
auch ein Exemplar des »Landboten« enthalten (Nr. 10 oder 11/1847 -die genaue Erscheinungs- 
nummer ist nicht auszumachen, da die Titelseite fehlt), in welchem das Stockacher Narrenge- 
richt die folgende, an Anspielungen reichhaltige und daher auch prompt das Mißtrauen des 
Zensors hervorrufende Anzeige aufgegeben hatte: 

»In Anbetracht der traurigen Zeit hat das unterzeichnete Gericht beschlossen, die 

Zeit des dießjährigen Fasching stille zu begehen. Am schmutzigen Donnerstag wird der 
Narrenbaum gesetzt, ohne daß dabei die üblichen Narretheyen vorkommen. Freilich 
wird diese Anzeige in weiter Ferne keinen guten Eindruck machen, denn laut eingetrof- 
fenen unverbürgten Nachrichten wollten uns Herr v. Beisele mit seinem Hofmeister 
Dr. Eisele, sowie der Staatshämorrhoidus besuchen, dem Narrengericht anwohnen, die 
übrigen Merkwürdigkeiten hiesiger Stadt betrachten und die Anstalten zum geselligen 
und ungeselligen Vergnügen zu besuchen. 
Natürlich werden sie jetzt ausbleiben und wir verlieren den Nutzen sothaner Gesell- 
schaft. Sollten sich einzelne Narren verstehen, in Anständigkeit und Ordnung ihre 
Narrheit zu zeigen, so bleibt es ihnen unbenommen. 
Stockach, 4. Februar 1847 
Das grobgünstigste Narrengericht« 

Die Unterstreichungen in dieser Anzeige des Narrengerichts stammen vom Zensor; aller- 
dings ging aus dem weiteren Aktenmaterial nicht hervor, welche Auswirkungen diese Anzeige 
für Gulde oder das Stockacher Narrengericht hatte. 
Am 18. 3. 1847 wollte Bezirksamtsvorsteher Rieder von Gulde wissen, warum dieser den 

Zensuranordnungen bei einem Artikel in seinem Blatt, in welchem kritisch der magere Spen- 
denertrag einer mildtätigen Sammlung in einem Ort des Amtsbezirks Stockach beleuchtet 
wurde, nicht im vollem Umfange nachgekommen wäre. Gleichzeitig wurde Gulde im Wieder- 
holungsfalle »ohne Nachsicht« der Entzug der polizeilichen Druckerlaubnis angedroht. In sei- 
ner Rechtfertigung zeigte sich Gulde überaus verwundert über die Zensurstriche und forderte 
das Bezirksamt gleichzeitig dazu auf, künftig bei jeder Streichung auch den Namen des betref- 
fenden Zensurbeamten mit hinzu zu setzen. 
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Am 7.10. 1847 gab Gulde dem Bezirksamt eine Schrift »Religion und Religionen« zur Zen- 
sur und forderte unterm 10. 10. die Erledigung dieser Angelegenheit mit dem Hinweis auf den 
ihm entstehenden geschäftlichen Schaden, seine Presse würde stillstehen. Gulde mahnte das 
Bezirksamt, es sei »Pflicht eines Beamten, das Beste der Untergebenen zu besorgen und die 
möglicherweise vor Schaden zu hüten und zu beschützen«. Da aber Rieder das Vorhaben Gul- 
de’s, diese Schrift als Beiblatt für den »Landboten« zu drucken, genauso abschlägig beschied 
wie das Gesuch, »die Schrift zum Besten des deutsch-katholischen Kreisvereins zu Ulm« 
drucken zu lassen, wandte sich Gulde am 20. 10. 1847 beschwerdeführend an die Seekreisre- 

gierung. Er führte aus, er habe die Genehmigung zum Druck dieser aus der Schrift »Der Sonn- 
tagmorgen« v.K. Zittelstammenden Abhandlung, obwohl dieselbe unter badischer Zensur er- 
schienen sei, deshalb nicht erhalten, weil religiöse Abhandlungen in religiöse Blätter gehören 
würden. Die Druckerlaubnis für den deutsch-katholischen Kreisverein sei ihm aber ebenfalls 
versagt worden. Nach seiner Auffassung verstoße aber diese Schrift »weder gegen die bestehen- 
de Staatsform, noch Religion, noch Sittlichkeit«, deswegen bitte er um Aufhebung des Strichs 

des Zensors. Rieder hatte übrigens seine Verweigerung des Drucks dieser Schrift für den 
deutsch-katholischen Kreisverein damit begründet, »daß polemische Erörterungen über Reli- 
gionsgegenstände« in dafür geeignete Schriften gehörten. Die Seekreisregierung bestätigte am 
31.8.1847 unter Verweis auf $ 7 der Zensur-Instruktionen das Verbot des Abdrucks im »Land- 
boten«, erteilte jedoch die Erlaubnis zum Druck für den deutsch-katholischen Kreisverein. 

V. Der Widerstand gegen den Konstanzer »Tagesherold« 
Am2. 1.1847 beschäftigte sich der Stockacher Gemeinderat mit derunumstößlichen Tatsa- 

che, daß ab nunmehr das »Nellenburgische Intelligenzblatt« aufzuhören habe und stattdessen 
künftig alle dienstlichen Bekanntmachungen in dem Beiblatt des auf Kosten der Gemeinde an- 
zuschaffenden »Tagesherolds« einzurücken seien. Noch am gleichen Tag teilten Bürgermei- 
ster Straub sowie die Gemeinderäte Josef Epple, Martin Blank, Franz Küchle, Georg Dandler 
und Oswald Blank dem Bezirksamt mit, man wäre nicht gewillt, auf Gemeindekosten den Ta- 
gesherold oder dessen Beiblatt anzuschaffen. Amtliche Bekanntmachungen, die in diesem 
Blatt erscheinen würden, kämen somit nicht zur Kenntnis der Gemeinde, daher sei diese über 

amtliche Anordnungen in der bisherigen Weise zu verständigen. Ebenfalls am gleichen Tag 
richtete die Stadt auch wegen der »Verlegung des bisher dahier herausgekommenen Nellen- 
burger Intelligenzblattes in den zu Constanz erscheinenden Tagesherold« eine Beschwerde an 
das Innenministerium und teilte darin mit: 

»Schon seit Menschengedenken hinaus besteht hier ein Localblatt betitelt »Das Nel- 
lenburgische Intelligenzblatt«, in welches alle dienstlichen Bekanntmachungen einge- 
rückt wurden und was den Einwohnern der ganzen hiesigen Gegend für öffentliche An- 
kündigungen als Segen diente. Daß dieses nicht nur für sämtliche Staatsstellen und Ge- 
meindebehörden, sondern insbesondere auch für den Privatmann die größten Bequem- 
lichkeiten darbot, wird wohl keiner besonderen Nachweisung bedürfen, denn es konn- 

ten die Bürgermeister und Pfarrämter sowohl die Privaten auf dem Lande ohne Porto- 
auslagen durch die Amtsboten ihre Inserate an die Redaktion senden und die in loco 
wohnenden konnten dieselben persönlich übergeben, sowie auch in dieser Weise die 
Zahlung der Einrückungsgebühren besorgt werden konnte. 

Ja, es hat der hiesige Redakteur Gulde, mit dessen Leistungen gewiß jedermann auf 
vollkommenste zufrieden sein wird, gar manchem Privatmann und manchem Bürger- 
meister auf dem Lande oft öffentliche Bekanntmachungen sogar nach dem Conzepte 
unentgeltlich gefertigt oder auf gepflogener mündlicher Rücksprache solche ergänzt 
und verbessert. Diese gewiß hoch anzuschlagende Bequemlichkeit ist uns nun auf ein- 
mal durch eine Anordnung der Großh. Regierung des See-Kreises, wonach unser bishe- 
riges Intelligenzblatt aufhören und mit Beibehaltung des gleichen Titels indem zu Con- 
stanz erscheinenden Tagesherold als Beiblatt übergehen soll, gänzlich entzogen wor- 
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den, und wir sollen uns von jetzt an öffentlicher Bekanntmachungen wegen an eine für 
uns in hiesiger Stadt 7 und für manche Gemeinde unseres Amtsbezirks sogar 11, ja für 
die Gemeinden der Ämter Meßkirch und Stetten a. k. M. sogar 12-16 Stunden weit ent- 
fernte Redaktion wenden, was nicht nur unendlich mehr Mühe und Kosten verursacht, 

sondern auch hinsichtlich des Zeitaufwands von weit größerem Nachteil ist, ja in eilen- 
den Fällen uns sogar die Gelegenheit raubt, eine in unserem Interesse liegende öffentli- 
che Ankündigung zu machen. Das dahier bisher erschienene Nellenburger Intelligenz- 
blatt ist offenbar nur im Interesse der Gemeinden der hiesigen Gegend gegründet wor- 
den, und das Aufheben dieses Blattes kann man gewiß nicht nur eine Härte, sondern ei- 
ne wahre Ungerechtigkeit gegen diese Gemeinden nennen. 

Nicht minder hart und ungerecht ist aber das Verlegen des fraglichen Blattes in den 
Tagesherold mit Beibehaltung des gleichen Titels, und es kommt uns dieses Verfahren 
(wenn wir in Gleichnissen sprechen dürfen] gerade so vor, wie wenn man jemanden oh- 
ne Urteil und Recht hinrichtete, damit aber noch nicht zufrieden wäre, sondern dem 

Hingerichteten sogar noch seinen angestammten Namen rauben und einem Menschen 
beilegen würde, der hierauf nicht nur gar keinen Anspruch hat, sondern von dem man 
eigentlich noch nicht einmal weiß, was und woher er ist. 

Die Gemeinden der hiesigen Gegend aber sogar noch zwingen zu wollen, den in Kon- 
stanz erscheinenden Tagesherold der darin enthaltenen dienstlichen Bekanntmachun- 
gen wegen auf ihre Kosten anzuschaffen. . ., hieße endlich die Härte und Ungerechtig- 
keit auf die höchste Spitze getrieben, und einen solchen Gewaltstreich wird unser er- 
leuchtetes, Recht und Wahrheit liebendes und für das Volk des Landes väterlich besorg- 
tes Großh. Ministerium des Inneren (dessen sind wir gewiß) nie und nimmer in Schutz 
nehmen oder sogar gutheißen«. 

Nach der weiteren Mitteilung, daß man dem Bezirksamt berichtet habe, man sei nicht ge- 
willt, den Tagesherold anzuschaffen, daß man außerdem dem Redakteur Gulde versichert ha- 
be, die öffentlichen Verkündigungen in dessen »Landboten« einrücken lassen zu wollen, heißt 
es dann weiter: 

»Zu unserem Erstaunen vernahmen wir vom Buchdrucker Gulde, daß der hiesige 

Amtsvorstand, auf einen Befehl der Großh. Kreisregierung sich beziehend, die Aufnah- 
me solcher Ankündigungen in sein Blatt sogar durch Verweigerung der Censurerlaubnis 
hindern wolle. Welch schweres Unrecht durch dieses gewalttätige Verfahren dem Re- 
dakteur unseres bisherigen Localblattes zugefügt werde. .., wollen wir nicht erwähnen, 
sondern die Beleuchtung dieser erlittenen Rechtskränkung ihm überlassen und nur im 
Interesse der hiesigen Gemeinde und der hiesigen Einwohnerschaft wollen wir hier be- 
schwerend auftreten. Wir stellen daher an Großh. Ministerium des Innern die Bitte, 
hochgeneigtest aussprechen zu wollen: 
1. Es dürfe hier ein Localblatt, wie es bisher bestand, fortbestehen; 
2. Die hiesige Gemeinde dürfe nicht gezwungen werden, den in Constanz erscheinen- 
den Tagesherold oder dessen Beiblatt aufihre Kosten anzuschaffen, und es seien die hie- 
sigen Gemeindebehörden auch nicht pflichtig, öffentliche Bekanntmachungen in die- 
ses Blatt einrücken zu lassen; 
3. Endlich sei die hiesige Censurbehörde nicht ermächtigt, von den Gemeindebehörden 
ausgehende öffentliche Bekanntmachungen z. B. Zwangs- und freiwillige Versteigerun- 
gen etc., wenn solche in dem hiesigen Localblatt erscheinen, zu streichen. 

Wir bitten um möglichst baldige Erledigung dieser Beschwerde, damit unser Ge- 
schäftsgang nicht Not leidet und wir unangenehmen und das öffentliche Wohl sowie 
die öffentliche Ordnung störenden Collisionen mit den uns vorgesetzten Verwaltungs- 
behörden baldmöglichst enthoben werden«. 

Während sich das Innenministerium mit der Beantwortung dieser Beschwerde gehörig Zeit 
ließ und von der Stadt daher unterm 26.2. 1847 ausdrücklich nochmals daran erinnert werden 
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mußte, endlich einen Bescheid ergehen zu lassen, teilte das Stockacher Bezirksamt dem Ge- 
meinderat auf dessen Eingabe v.2. 1. am 7. Januar mit, »ein Zwang zur Anschaffung des Tages- 
herold« bestünde nicht. Dagegen allerdings müsse die zweimal wöchentlich erscheinende Bei- 
lage zum Tagesherold »von allen Gemeinden« angeschafft werden, da in ihr als dem Verkündi- 
gungsblatt für die Ämter Konstanz und Stockach alle dienstlichen Bekanntmachungen enthal- 
ten seien. Auch für die Stadt Stockach gäbe es keine Ausnahme von dieser Bestimmung, und 
der Stockacher Gemeinderat hätte sich daher künftignach den im neuen Verkündigungsblatt 
enthaltenen Bekanntmachungen und Verfügungen zu richten. 

Dieser Bescheid brachte die Stockacher erst recht in Harnisch. Sie informiertennoch am 7.1. 
alle Bürgermeisterämter des Amtsbezirks Stockach, daß man »gegen die willkürliche Aufhe- 
bung« des Intelligenzblattes bei der Regierung eine »feierliche Protestation« einreichen wolle, 
und sie forderten die übrigen Gemeinden dazu auf, sich diesem Protest anzuschließen, um 
»den Schaden, in welchen die Gemeinden des Amtsbezirks versetzt werden, wenn kein Local- 
blatt mehr dahier besteht«, abzuwenden. 

In der gleichen Angelegenheit hatte inzwischen auch Gulde selbst den Versuch unternom- 
men, sich der Unterstützung der Gemeinden zu versichern. Auf Grund seines an die Stadt 
Meßkirch gerichteten Appells wollten die Meßkircher zunächst noch am 13. 1. vom Stocka- 
cher Gemeinderat wissen, ob der »Höhgauer Verkünder« und das Donaueschinger Wochen- 
blatt weiter bestünden, und nachdem ihnen dies von den Stockachern unterm 16. Januar bestä- 
tigt worden war, richtete am 28. 1. 1847 auch die Stadt Meßkirch eine umfangreiche Eingabe 
an das Innenministerium um Belassung des Intelligenzblattes als Amtsverkündiger für den Be- 
zirk Meßkirch. In dem vom Meßkircher Bürgermeister Vital Emmert und den Meßkircher 
Gemeinderäten unterschriebenen Schreiben wiesen die Meßkircher zunächst darauf hin, daß 
das Intelligenzblatt bisher von sämtlichen Gemeinden des Amtsbezirks Meßkirch und außer- 
dem von 104 »Privathabenden« gehalten worden sei, und sie unterstrichen die durch die nahe 
Lage der Stockacher Redaktion des Blattes bewirkten Vorteile, insbesondere die Bequemlich- 
keit der bisher durch den Meßkircher Buchbinder Löffler besorgten portofreien Erledigung al- 
ler mit dem Bezug des Blattes und der Einrückung von Bekanntmachungen zusammenhängen- 
den Geschäfte. Der Meßkircher Gemeinderat betonte: »Mißbrauch der Presse ließ sich dieses 
Blatt nie zu schulden kommen, denn sein Inhalt war gar nie politischer Natur«. Des weiteren 
hieß es: »Ein politisches Blatt auf Gemeindekosten zu halten, wie dies die hohe Kreisregierung 
bei dem ’Herold’ gestattet hat, dies haben sich die Ortsvorstände und Gemeinderäte des Be- 
zirks Meßkirch noch nie erlaubt, wohl aber von jeher für billig und recht gefunden, daß politi- 
sche Blätter von jenen selbst bezahlt werden sollen, die sie lesen oder halten wollen«. Die Meß- 
kircher bemängelten schließlich auch noch, man hätte es für erforderlich gehalten, wenn man 
die Gemeinden »über diese lästige Veränderung« zuerst angehört hätte. 
Am 16.1. 1847 schrieb die Stadt Stockach in einem Nachtrag zu ihrer Beschwerdeschrift 

vom 2.1.1847 und in einem von den Bürgermeistern Fuchs (Zizenhausen), Traber (Hecheln), 
Auer (Nenzingen), Klaus (Eigeltingen), Streit (Schlatt b. Eigeltingen), Binder (Wiechs), Schwarz 
(Wahlwies), Waibel (Ludwigshafen) und Müller (Heudorf i. Hegau] mitunterzeichneten Schrei- 
ben abermals beschwerdeführend an das Innenministerium: 

»In der Zwischenzeit ist hier vom Buchdrucker Gulde ein neues Blatt unterdem Titel 
»Der Landbote« gegründet worden und es ist dieses Blatt das einzige Localblatt für den 
hiesigen Amtsbezirk. Ohngeachtet nun nach der Vollzugsordnung zu unseren Voll- 
streckungsverfahren die Ortsvorgesetzten die Verpflichtung haben, Zwangsversteige- 
rungen in ein Localblatt einrücken zu lassen und ohngeachtet hier kein anderes Blatt 
besteht als der von Gulde gegründete Landbote, hat der hiesige Amtsvorstand dennoch 
in der ersten Nummer des dahier erscheinenden Landboten sämtliche darin eingerück- 
te Bekanntmachungen aus den Ämtern Stockach, Meßkirch und Stetten a. k.M. gestri- 
chen und hiedurch ein Beispiel geliefert, daß ein Censor sogar im Stande sei, die Orts- 
vorgesetzten zu hindern, die ihnen gesetzlich obliegende Pflicht zu erfüllen. Wir woll- 
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ten nichts dagegen erinnern, wenn die Censurbehörden ermächtigt wären, Zwangsver- 
steigerungen in öffentlichen Blättern zu streichen, wenn dieselben zugleich auch die 
Verpflichtung auf sich nehmen würden, Zwangsversteigerungen selbst zu verhindern; 
diese Pflicht werden sie aber wohl nicht auf sich nehmen wollen. Weil dem Buchdruk- 
ker Gulde Zwangsversteigerungen aus den Ämtern Stockach, Meßkirch und Stetten in 
der ersten Nummer seines Blattes gestrichen wurden, unterließ er es, in der zweiten 

Nummer dieses Blattes weitere ihm zugekommene Inserate über Zwangsversteigerun- 
gen darin einzurücken und willdem Vernehmen nach die Erledigung einer von ihm we- 
gen Censurstrichs erhobenen Beschwerde (gemeint ist dieam 9.1.1847 an das Innenmi- 
nisterium gerichtete Rekursbeschwerde Gulde’s) vorher abwarten. Da wir hier wirklich 
eine Zwangsversteigerung auszuschreiben genötigt waren, haben wir vom Redakteur 
des hiesigen Landboten ausdrücklich verlangt, daß er in der dritten Nummer dieses 

Blattes unsere Zwangsversteigerungsverfügung einrücken solle, und siehe da, diese un- 
sere Bekanntmachung wurde nicht gestrichen, was den übrigen Bürgermeisterämtern 
unseres Amtsbezirks notwendig auffallen und sie zudem Gedanken verleiten muß, als 
wolle man dem Bürgermeisteramt Stockach mehr Rechte einräumen als den übrigen 
Bürgermeisterämtern«. 

Es wurde ferner in diesem Schreiben auf die »allgemeine Erbitterung« in den Amtsbezirken 
Stockach, Meßkirch und Stetten a. k. M. wegen der Aufhebung des Intelligenzblattes hinge- 
wiesen, außerdem betonte man, man seissicher, »daß nicht ein einziger Bürgermeister aller die- 
ser Amtsbezirke sich weigern würde, (sich) der Beschwerde des hiesigen Gemeinderats anzu- 
schließen, wenn man ihn davon in Kenntnis setzte«. Abschließend erfolgte die Bitte um eine 
baldige positive Entscheidung, »da bei dem gegenwärtigen Stande der Sache mannigfache Stö- 
rungen und Stockungen im Geschäftskreise der Bürgermeisterämter notwendig entstehen 
müssen (und) eine baldige Abhilfe im Interesse des öffentlichen Wohls geboten ist«. (Der, den 
Beschwerden Gulde’s und des Stockacher Gemeinderats recht gebende Bescheid erfolgte am 3. 
4.1847). 

Erneuten Ärger gab es dann Mitte April 1847 um die Ablehnung einer Beschwerde des Stock- 
acher Bürgermeisters wegen einer ihm gegenüber vom Bezirksamt ausgesprochenen Strafe. 
Dabei handelte es sich — genauere Angaben zum Sachverhalt werden in dem Aktenmaterial 
nicht gemacht — allem Anschein darum, daß der Bürgermeister einer im »Tagesherold« be- 
kanntgegebenen amtlichen Anordnung, »die Aushebung der Militair-Pferde betr.«, mit der Be- 
gründung, der »Tagesherold« sei für die Stadt nicht das amtliche Verkündigungsblatt, nicht 
nachgekommen war. Die durch die Seekreis-Regierung am 20. 4. ergangene Ablehnung der Be- 
schwerde gegen die ausgesprochene Strafe war dem Stockacher Bürgermeister vom Bezirksamt 
am 27.4. eröffnet worden. Prompt wandte sich darauf die Stadt wiederum beschwerdeführend 
an das Innenministerium, um unter Verweis darauf, daß auf die bisherigen Eingaben der Stadt 
Stockach (v.2.1. und 26. 2.), einer Reihe von Gemeinden des Amtsbezirks Stockach [v. 10. 1.) 
sowie »sämtlicher Gemeinderäte des Amtsbezirks Meßkirch« (v. 28. 1.) um Belassung des 
»Nellenburgischen Intelligenzblattes« noch immer kein Bescheid ergangen sei, festzustellen: 

»Hiernach ist also die Frage, ob wir verbunden seien, den Tagesherold zu halten, noch 
immer eine unentschiedene, und so lange noch keine Entscheidung hierüber erfolgt ist, 
halten wir uns auch nicht für verbunden, uns nach Bekanntmachungen zu richten, die 
in einem Blatt erscheinen, welches wir gar nicht erhalten. 
Abgesehen davon, daß die ausgesprochene Strafe uns, so viel wir in Erinnerung ge- 

bracht haben, nicht einmal gehörig angedroht worden ist, halten wir das fragliche Straf- 
erkenntnis des Bez. Amts schon allein aus den vorher angeführten Gründen nicht für ge- 
rechtfertigt und stellen daher die gehorsame Bitte, diese Strafe hochgefällig wieder auf- 
heben zu wollen. Zugleich bringen wir bei dieser Gelegenheit die möglichst baldige Er- 
ledigung der Beschwerde des hiesigen Gemeinderats gegen die Aufhebung des hiesigen 
Intelligenzblattes v. 2. Januar aufs dringendste in Erinnerung«. 
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Dieser von den Stockachern gewünschte definitive Bescheid warjedoch in der Zwischenzeit 
erfolgt. Am 27. 4. hatte die Seekreisregierung dem Stockacher Bezirksamt auf Grund dessen 
Berichts v. 14. 4. und unter Bezugnahme auf die Beschwerden der Gemeinde Stockach (v. 2.1. 

und v. 16. 1.) sowie des Buchdruckers Gulde (v. 5.1. und v. 6. 1.) mitgeteilt, die Beschwerden 

des Stockacher Gemeinderats gegen die Verfügung des Bezirksamts v. 31. 12. 1846 auf Aufhe- 
bung des Intelligenzblattes seien als unbegründet zurückzuweisen, »da es lediglich von dem 
Ermessen der Staatsbehörden und zunächst von dem Bezirksamt abhängt, das für die dienstli- 
chen Bekanntmachungen des Bezirks geltende Verkündigungsblatt zu bestimmen und den Ge- 
meindebehörden eine Beschwerde hiergegen nicht zusteht«. Die Beschwerde Gulde’s wurde 
mit der Begründung abgelehnt, er habe »auf fernere Belassung des Verlags des amtlichen Ver- 
kündigungsblattes kein Recht« (d. h. keinen Rechtsanspruch). Die Zustellung dieses Be- 
scheids der Seekreisregierung durch das Bezirksamt an die Gemeinde Stockach erfolgte am 5. 
5.1847. 

Doch in Stockach blieb man hartnäckig, und aus der ungewöhnlichen Schärfe, mit der der 
Gemeinderat umgehend am 6. 5. erneut Rekursbeschwerde beim Innenministerium gegen die- 

sen Bescheid einlegte, läßt sich das Maß der Erbitterung und des Unmuts, welcher sich nun- 
mehr der Stockacher bemächtigt hatte, unschwer herauslesen. In dem vom Bürgermeister 
Straub und den Gemeinderäten Dominik Mayer, Jos. Epple, Martin Blank, Franz Küchle, Georg 
Dandler und Oswald Blank unterzeichneten Schreiben wurde zunächst bemängelt, daß die 
Seekreisregierung nicht speziell auf die Stockacher Einwendungen, sondern nur ganz allge- 
mein eingegangen sei. »Ausdrücklich« müsse man, so der Gemeinderat, »der Auffassung wi- 
dersprechen, die Aufhebung des Nellenburger Intelligenzblattes läge ganz im Ermessen des 
hiesigen Bezirksamts«. Die Richtigkeit dieser behördlichen Auffassung ließe sich auch nicht 
aus dem mitgeteilten Regierungserlaß ableiten, »da in diesem Erlaß nicht der mindeste Grund 
hierfür angegeben ist«. Es heißt dann weiter: 

»So viel wir wissen, ist das hiesige Nellenburgische Intelligenzblatt nicht durch ein 
bloßes Diktat des hiesigen Bezirksamts geschaffen worden, sondern es geschah dessen 
Gründung jedenfalls unter Mitwirkung der Gemeinden des Bezirks, worauf sich dieses 
Blatt erfreute, und namentlich vermögen wir nicht einzusehen, wie dem Bezirksamt 
Stockach das Recht zustehen soll, ein Blatt aufzuheben, welches nicht nur für den 

Amtsbezirk Stockach, sondern auch noch für mehrere andere Amtsbezirke, nämlich die 
Bez. Ämter Meßkirch, Stetten a. k. M. und Radolfzell bestanden hat, und man wird hof- 

fentlich dem Amtsvorstand in Stockach keine Oberhertschaft über andere benachbarte 
Amtsbezirke einräumen wollen« (und zweifellos) »Vorstände, wie wir beim Amtsvor- 
stande zu Meßkirch aufs bestimmteste versichern können, diese Aufhebung für eine 
ganz verwerfliche Maßregel erklären würden. Das Nellenburgische Intelligenzblatt be- 
stand schon seit unfürdenklicher Zeit und hat seinen Ursprung von einer Zeit her, wo 
wir hier noch unter österreichischer Herrschaft uns befanden, und wir können daher 
nicht begreifen, wie auf einmal ein Bezirksbeamter dahier sich das Recht anmaßen 
kann, ein solches schon so altes. ... nur zum Nutzen und zur Bequemlichkeit der 

hiesigen Gegend bestandenes Blatt durch einen bloßen Machtspruch aufzuheben, wir 
sagen einen bloßen Machtspruch, denn es wird dem hiesigen Amtsvorstand rein un- 
möglich sein, für diese Aufhebung auch nur im entferntesten einen vernünftigen Grund 
anführen zu können«. 

Nach weiteren, die Berechtigung Gulde’s zu seiner Beschwerde unterstreichenden Argu- 
menten heißt es dann weiter: 

»Das Bezirksamt hat daher auf unserem Dafürhalten durch die einseitige Aufhebung des 
Nellenburgischen Intelligenzblattes nicht nur widerrechtlich gegen den ganzen Bezirk gehan- 
delt, sondern insbesondere auch dem Buchdrucker Gulde und zugleich der hiesigen Gemeinde 
ein schweres Unrecht zugefügt, welches um so schwerer ist, wenn man erwägt, daß dem Buch- 
drucker Gulde nicht nur im mindesten eine Nachlässigkeit in Druck und Verlag vorgeworfen 
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werden kann, vielmehr von jedermann anerkannt werden muß, daß seine Leistungen in jeder 
Beziehung befriedigend waren. ... Dieses wird unsere Hohe Regierung hoffentlich nicht zuge- 
ben wollen, daß Anordnungen wie die hier in Frage liegende ganz von einem willkürlichen Er- 
messen des Lokalbeamten abhängen und daß die Amtsangehörigen ohne alle Widerrede und 
ohne sich im geringsten beschweren zu dürfen, geradezu hinnehmen müssen, was ihnen die 
Laune eines Bezirksbeamten diktiert, sondern sie wird verlangen, daß die Lokalbeamten von 

einem ihnen eingeräumten Ermessen einen guten und vernünftigen Gebrauch machen, und 
wenn dieses nicht geschieht, wird sie die Hand dazu bieten, daß aufeingekommene gegründete 
Beschwerde einem durch eine solche amtliche Maßregel geschaffenen Übelstande abgeholfen 
werde. 
Wenn das Hohe Ministerium des Inneren die obenerwähnten Beschwerden einer genauen 

und umsichtigen Prüfung unterwirft, so wird Hochdasselbe sich gewiß davon überzeugen, daß 
hier das hiesige Bezirksamt von seinem Ermessen wirklich einen beklagenswerten Gebrauch 
macht, indem es eine Anordnung traf, welche nicht nur dieser Stelle selbst große Unbequem- 
lichkeiten verursacht, sondern von großem Nachteil für den ganzen Bezirk ist, und daß solches 
sich nicht im mindesten vereinigen lasse mit der einem Beamten pflichtmäßig obliegenden 
Sorge für das Wohl seines Amtsbezirks. 

In gegenwärtiger Zeit der Not sollte man wahrlich mit allem Ernst und Eifer alles vermei- 
den, was dem Publikum irgendeinen Nachteil bringt und was auch nur im entferntesten geeig- 
net ist, Unzufriedenheit unter dem Volk zu erregen und das Vertrauen der Bürger zu den Beam- 
ten zu schwächen, denn noch nie ist ein vertrauensvolles Zusammenwirken zwischen den 
Bürgern und Beamten nötiger gewesen als gerade jetzt. Wir wollen dem hohen Ministerium d. 
I. gegenüber offen und frei auftreten und versichern daher Hochdemselben, daß gerade die hier 
in Frage liegende Maßregel bis jetzt noch keine andere Frucht getragen habe als eine durchgän- 
gig verbreitete Erbitterung unter den Einwohnern hiesiger Gegend und daß diese Maßregel zu 
denjenigen gehöre, welche sich dazu vereigenschaftet, die zwischen den Bürgern und den Be- 
amten bestehende Kluft zu erweitern und Mißtrauen gegen alles zu erregen, was von Amts we- 
gen angeordnet wird. 

Im besten Vertrauen, daß höheren Orts wir Schutz finden werden gegen die hier in 
Frage liegende Maßregel«, 

bitte man darum, den Erlaß der Seekreisregierung v. 27. 4. Nr. 10332 aufzuheben, die Be- 
schwerde für begründet zu erklären und der in der Beschwerde v. 2. 1. 1847 ausgesprochenen 
Bitte zu entsprechen. 
Nachdem zu dieser Beschwerde die Seekreisregierung ihre eigene Stellungnahme am 23. 6. 

dem Innenministerium zugesandt hatte, beschied dieses am 13. August 1847, die Rekursbe- 
schwerde des Stockacher Gemeinderates sei als unbegründet zu verwerfen. Auch das Innenmi- 
nisterium vertrat die Auffassung, daß es dem Ermessen der Bezirksämter anheim gestellt sei, 
das für dienstliche Bekanntmachungen geltende Verkündigungsblatt für den Amtsbezirk zu 
bestimmen. Daher seien die Gemeinden alsdann gehalten, dieses amtlich bestimmte Verkün- 
digungsblatt für ihren Dienst und die Gemeinde anzuschaffen. Sie seien auch verpflichtet, ihre 
eigenen amtlichen Anzeigen und Bekanntmachungen, »soweit es sich nicht um Angelegen- 
heiten der Gemeinden, sondern um die ihnen vom Staate übertragenen Verrichtungen, na- 
mentlich um den Vollzug von Anordnungen der Staatsbehörden handelt, in dieses amtliche 
Verkündigungsblatt einrücken zu lassen«. Man sähe somit keinen Grund, die Anordnung des 
Bezirksamts auf Aufhebung des Intelligenzblattes und Bestimmung des Beiblattes zum Tages- 
herold als Amtsverkündiger abzuändern, »da keinerlei Recht dadurch verletzt wird«. Dieser 
Bescheid wurde vom Bezirksamt der Stadt am 28. 8. 1847 mitgeteilt. 

Eine weitere Ablehnung beim Innenministerium erfuhr schließlich auch die Rekursbe- 
schwerde des Stockacher Bürgermeisters wegen der ihm vom Stockacher Bezirksamt zuer- 
kannten und von der Seekreisregierung unterm 20. 4. als berechtigt bestätigten Ordnungsstra- 
fe. Am 13. August 1847 verwarf das Innenministerium die Rekursbeschwerde des Bürger- 
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meisters Straub als »unstatthaft«, da dieser ungeachtet seiner eingelegten Beschwerden zur 
alsbaldigen Anschaffung des mit dem Tagesherold herausgegebenen Beiblattes verpflichtet ge- 
wesen wäre und »die Nichtbefolgung der darin erschienenen amtlichen Anordnungen nicht 
mit Unkenntnis derselben wegen unterlassener Anschaffung des Verkündigungsblattes recht- 
fertigen« könnte. Das Bezirksamt stellte diesen Bescheid dem Stockacher Bürgermeister am 3. 
9. zu, der prompt gegen beide Ablehnungen abermals Rekurs einlegte, diesmal beim Staatsmi- 
nisterium. Am 10. September 1847 richteten die Stockacher an dieses dieselben Bitten wie 
schon in ihrem Schreiben v. 6. 5. an das Innenministerium. Aus ihrem Herzen keine Mörder- 
grube machend, teilten die Stockacher nach einer anfänglichen Aufzählung der Vorteile eines 
Weiterbestehens des Intelligenzblattes voller Entrüstung mit: 

»Um so unbegreiflicher finden wir es daher, wie gerade von unserem hiesigen Amts- 
vorstande aus und nur durch denselben das Aufheben unseres früheren Int. Blattes habe 
ins Werk gesetzt werden können. Wir wollen die Gründe, die unseren hiesigen Amts- 
vorstand bei diesem gewiß auffallenden Verfahren geleitet haben, nicht näher berühren 
und bemerken nur so viel, daß sie nicht in der Sache selbst, sondern rein nur in Persön- 
lichkeiten ihren eigentlichen Sitz haben, da beim Hinblick auf die Zweckmäßigkeit der 
Sache selbst alles nur gegen die fragliche Anordnung spricht, ja der hiesige Amtsvor- 
stand sich selbst hiedurch eine große Geschäftserleichterung durch das Aufheben unse- 
res Int. Blattes entzogen und durch die Gründung des Beiblattes zum Tagesherold sich 
selbst die größten Unbequemlichkeiten geschaffen hat. Wenn man indessen in den 
Amtsbezirken Engen, Donaueschingen, Überlingen und so viel wir glauben auch Villin- 
gen eigene Lokalblätter bestehen läßt, obwohl dort noch nicht so lange solche Blätter 
existieren, und man nur für den hiesigen Amtsbezirk das schon unter Österreichs Zei- 

ten bestandene Nellenb. Int. Blatt aufgehoben hat, dies vermögen wir in der Tat nicht 
einzusehen, und wir wären wahrlich begierig, die Gründe zu hören, die eine solche 
Maßnahme für den hiesigen Amtsbezirk zu rechtfertigen imstande wären« 

Es hieß dann weiter indem Schreiben, der Tagesherold, in welchem in der Regel die meisten 
Bekanntmachungen, z. B. über Zwangsversteigerungen, enthalten seien und nicht im Beiblatt, 
sodaß man gezwungen sei, den Tagesherold zu halten, wäre »in unserer Gegend so wenig ver- 
breitet, daß eine Bekanntmachung in dieser Zeitung gewöhnlich beinahe gar niemand erfährt 
und die Auslagen für eine solche Bekanntmachung namentlich in den Augen der Gemeindebe- 
amten für nichts anderes angesehen werden (könne) als für eine Pension, die man dem Tages- 
herold zu verabreichen genötiget ist, damit erseinschwaches Leben noch einige Zeit länger fri- 
sten kann«. 

Den nächsten Ärger verursachten dann wieder Zensurstriche von Zwangsversteigerungs- 
Anzeigen im »Landboten« durch den Bezirksamtsvorsteher Rieder. Unter Umgehung des 
Dienstweges wandten sich diesmal die Stockacher am 5. Oktober 1847 nicht nur direkt ans In- 
nenministerium mit ihrer Beschwerde-Eingabe, sondern sie schlugen in ihrer Empörung auch 
einen Ton an, der an Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig läßt. Sie schrieben: 

»Wir haben im Interesse der Zweckmäßigkeit und zur Kostenersparung die Bekannt- 
machung der uns aufgetragenen Zwangsversteigerungen bisher in den hiesigen Landbo- 
ten einrücken lassen, was mit Ausnahme der ersten Fälle, durchaus keinem Hindernis 

unterlag. Auf einmal beliebt es dem hiesigen Bezirksamt, unsere diesfallsigen Inserate 
zu streichen, wovon uns die Redaktion des Landboten unter Zusendung der betreffen- 
den Striche in Kenntnis setzte, die wir gehorsamst anschließen. Wir werden wohl ge- 
genüber einem solchen gewalttätigen und in der Tat unvernünftigen Verfahren des hie- 
sigen Bezirksamts einer besonderen Rechtfertigung unserer Beschwerde nicht bedürfen 
und wollen mit dieser Beschwerde einzig nur deshalb vor Hochdasselbe treten, um den 
augenscheinlichen Beweis zu liefern, welchen Grad der Willkür das hiesige Bezirksamt 
uns gegenüber sich erlaubt und wie wenig bei dieser Stelle die Lehre der hochverehrten 
Herren Minister, daß ein vertrauliches Verhältnis zwischen Bürgern und Beamten er- 
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strebt werden solle, angeschlagen habe. 
Wir stellen es der Entscheidung Hochdesselben anheim, ob wir die Zwangsversteige- 

rungen neben dem Anzeigenblatt auch noch in den Tagesherold einrücken lassen sol- 
len, allein dieses glauben wir, daß uns mit Recht niemals verwehrt werden könne, eine 
Bekanntmachung außer in diesen Blättern auch noch in den hiesigen Landboten ein- 
rücken zu lassen, wenn wir, was hier der Fall, nachzuweisen im Stande sind, daß die 

Steigerungsliebhaber größtenteils von der Steigerung gar nichts erfahren, falls letztere 
nurin den genannten Blättern und nicht im Landboten bekannt gemacht sind. Eine Be- 
stätigung des Letztgesagten liefert das hier angeschlossene Steigerungsinserat vom 2.d. 
M. in der Gantsache des Martin Hanauer, wo am Schlusse die Mitglieder des Gläubige- 
rausschusses unter umständlicher Angabe ihrer Motive ausdrücklich den Antrag stel- 
len, es möchte die 2. Steigerung bloß in dem Landboten eingerückt werden, und diese 
Bekanntmachung hat hier das hiesige Bezirksamt gestrichen. 

So weit treibt also das hiesige Bezirksamt die Sorge für Hebung des Tagesherolds und 
für Unterdrückung des Landboten, daß es sich sogar herausnimmt, öffentliche Bekannt- 
machungen zu streichen, wozu wir durch den hier allein kompetenten Antrag des Gläu- 
bigerausschusses ausdrücklich verpflichtet waren«. 
Man wisse zwar, so heißt es abschließend, daß Rekurs gegen Zensurstriche des Amts 

zunächst der Seekreisregierung einzureichen sei, sähe sich aber nunmehr genötigt, sich 
gleich an das Ministerium direkt zu wenden in der Hoffnung, dieses werde dem Bezirks- 
amt »über sein künftiges Benehmen gehörige Weisung zugehen« lassen, damit man 
nicht »jeden Augenblick. ... gegen Willkürlichkeiten des hiesigen Bezirksamts be- 
schwerend« auftreten müsse. 

Nachdem in dieser Angelegenheit unterm 31. 10. 1847 auch der Stockacher Bezirksamtsvor- 
steher Rieder seine Stellungnahme abgegeben hatte, teilte am 5.11.1847 überraschend schnell 
die Seekreis-Regierung den folgenden Bescheid mit: »Dem Bezirksamt Stockach wird... zur 
weiteren Verkündung zu erkennen gegeben, daß der Rekurs des Bürgermeisteramts wegen des 
vom Zensor verübten Strichs zweier Bekanntmachungen von Zwangsversteigerungen in dem 
. ... Landboten für begründet erachtet und diese Strichverfügung. ... aufgehoben werden, da 
fragliche Bekanntmachungen nichts Censurwidriges enthalten«. Bekanntmachungen dieser 
Art müßten nur wenigstens gleichzeitig auch in das amtliche Verkündigungsblatt eingerückt 
werden. Nur wenn dies nicht erfolge, könne das Bezirksamt »nach Maßgabe der diesseitigen 
Verfügung v. 3. April.d.J. Nr. 8405 mit Zwangsmaßregeln und/beziehungsweise mit Strafe ein- 
schreiten«. Es heißt dann weiter: »Wegen der ungebührlichen Schreibart, welche sich der Bür- 
germeister in seiner Beschwerdeschrift v. 5. Oktober gegen das Bezirksamt erlaubt hat, wird 
derselbe in eine Strafe von 15 Gulden hiermit verfällt«. 

War dieser Bescheid immerhin ein erfreulicher Teilerfolg für den aufrechten und couragier- 
ten Stockacher Bürgermeister, so war er dennoch nicht gewillt, die 15 Gulden Strafgeld zu be- 
zahlen, und daher wandte ersich am 20. November abermals beschwerdeführend an das Innen- 
ministerium und, »im Vertrauen auf den Gerechtigkeitssinn des Ministeriums« die Bitte auf 
Aufhebung der Strafe aussprechend. Der Bürgermeister begründete sein Gesuch damit, daß er 
in seiner Beschwerde vom 5. Oktober »nichts anderes als die Wahrheit gesagt (hätte), und die- 
ser Inhalt dieser Beschwerde ist nichts anderes als der Ausfluß der gerechtesten Entrüstung 
über die maßlose und hiergesehen auf den fraglichen Fall wirklich gegen alle gesunde Vernunft 
anstoßende Willkür der hiesigen Censurbehörde. .. Wir halten es nicht für nötig, zur Rechtfer- 
tigung unserer Schreibart ein weiteres Wort zu verlieren, denn es rechtfertigt sich diesselbe 
von selbst durch das wirklich maßlose Verfahren des hiesigen Bezirksamts. Wenn wir die 
Überzeugung gewonnen hätten daß in unserem Staate derjenige, welcher in gerechter Entrü- 
stung die Wahrheit sagt, zur Strafe gezogen und demjenigen, der durch sein willkürliches und 
widerrechtliches Verfahren Ausfälle gerechter Entrüstung gegen sich hervorruft, statt ihn ge- 
bührend zurechtzuweisen, dadurch sogar noch Genugtuung verschafft werden soll, dann wür- 
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den wir unsere Feder niederlegen und schweigen«. (Im Konzept des Schreibens des Bürgermei- 
sters war auch noch der folgende, allerdings dann wieder gestrichene Satz enthalten: »Den Ge- 
danken wird man uns aber nicht nehmen können, daß dann bei uns hierzulande Gewalt mehr 
gelte als Recht«). 

Mit Schreiben v. 11. 1. 1848 beschied das Innenministerium darauf u. a., Bürgermeister 
Straub besäße zwar das Recht zur Beschwerde, »aber er darf sich keiner Ausdrücke bedienen, 

welche die Stelle, von welcher die Verfügung (zur Streichung der Anzeigen) ausging, schmähen 
oder beschimpfen. Dazu ist er auch dann nicht befugt, wenn die Beschwerde gegen die Verfü- 
gung an und für sich begründet ist. Einer solchen Schmähung hat sich nun aber der Bürgermei- 
ster Straub, wenn er in seiner Vorstellung vom 5. Oktober 1847 das amtliche Verfahren ein un- 
vernünftiges nannte, allerdings schuldig gemacht, und er muß. . . selbst einsehen, daß solche 
leidenschaftliche Angriffe mit der Autorität der Staatsangehörigen, welche eine wohltätige 
Wirksamkeit derselben bedingt, nicht vereinbarlich ist und auch schlechthin nicht geduldet 
werden kann«. Dennoch nahm das Innenministerium die Geldstrafe wieder zurück und beließ 
es lediglich mit einem Verweis. 

Ab 1. 1. 1848 war Gulde’s »Landbote« zu dreimaliger wöchentlicher Erscheinungsweise 
übergegangen. Nachdem noch am 15.1. 1848 die Seekreisregierung ein bereits am 22.11.1847 
eingereichtes Gesuch Gulde’s um Zuweisung der Inserate für die Ämter Stockach und Meß- 
kirch abgelehnt hatte, richtete die Stadt Stockach am 20. 3. 1848 — zweifellos im Hinblick auf 
die von derbadischen Regierung am 29.2.1848 verfügte Wiederherstellung des Pressefreiheits- 
gesetzes von 1831 als Versuch der Regierung, die hektischen und gefährlich der Revolution zu- 
treibenden Verhältnisse im Lande friedlich zu lösen — an die Seekreisregierung die Bitte um 
Wiederverlegung des Lokalblattes nach Stockach. Begründet wurde das Gesuch mit der seiner- 
zeitigen »widerrechtlichen Verlegung nach Konstanz« und den dadurch für die Gemeinden 
entstandenen Mehraufwand an Kosten. Der Tagesherold, so der Gemeinderat, würde nur äu- 
ßerst wenig gehalten, daher seien die in ihm enthaltenen Bekanntmachungen ohne Wirkung. 
(Nach einer Aufstellung des Stockacher Postamts wurde der »Tagesherold« gehalten in Orsin- 
gen, Mainwangen, Hoppetenzell, Schwandorf, Mühlingen, Heudorf, Zoznegg, Münchhöf, 
Worndorf, Raithaslach, Schwackenreute, Reute b. Eigeltingen, Wahlwies, Buchheim, Stahrin- 
gen und Hindelwangen). Man unterstrich, wie vorzüglich man mit Gulde zufrieden gewesen 
sei, daß man schon seinerzeit »gegen das einseitige Verfahren rekuriert« habe, »aber beim Be- 
stande des unheilvollen Systems, wie es damals herrschte«, stets abgewiesen worden sei. Die 
Herstellung des alten Zustandes entspreche dem »Wunsch und der Forderung des ganzen 
Amtsbezirkes«. Unterschrieben war diese Petition von den Gemeinderäten Martin Blank, 
Dom. Mayer, J. A. Beyrer, Georg Dandler, Franz Küchle, Oswald Blank. Diesen Antrag stellte 
einen Tag später am 21.3. 1848 auch Gulde selbst an die Seekreisregierung. Er beschreibt die 
seinerzeitigen Pressionen anschaulich so: »Die Entrüstung war allgemein, —- man kümmerte 
sich nicht darum, ja, Bürgermeister, welche sich um die Sache annahmen, wurden verfolgt; es 
wurde ihnen gedroht, sie würden mit Strafen verfolgt. Andere, Beamte, fürchteten die immer 
fertige Fehde des Oberamtmanns Rieder. Jetzt aber, wo mit Hochgenuß jeder Badener auf unse- 
re Verhältnisse sieht, wo jeder Bewohner des Seekreises mit Freude und Hoffnung auf den Ver- 
stand unserer Seekreisregierung blickt, erhebe auch ich wieder meine Stimme und bitte um 
Recht«. 

Bürgermeister und Gemeinderat von Meßkirch hatten dieselbe Bitte bereits am 19. 3. an die 
neue Seekreisregierung gerichtet. Diese verwies die Anträge in den Zuständigkeitsbereich des 
Bezirksamts (mittels Erlaß v. 28.3.1848) und mit einer Begründung, die exakt die Berechtigung 
der von Gulde, der Stadt Stockach sowie der beiden Amtsbezirke Stockach und Meßkirch ge- 
gen die Aufhebung des damaligen Intelligenzblattes ins Feld geführten Argumente bestätigte, 
gestattete am 7.4. 1848 der Stockacher Oberamtmann Rieder die Wiedereinführung des Intel- 
ligenzblattes. Rieder schrieb dazu: »In Anbetracht, daß die Redaktion des Verkündigungsblat- 
tes in Konstanz ohngeachtet des an sie gestellten Ansinnens kein Depot zur Sammlung der 
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Briefschaften und Gelder dahier errichtet hat und dadurch häufig Klagen über größere Kosten — 
der früheren Einrichtung gegenüber — laut geworden sind, auch die amtlichen Bekanntma- 
chungen, die besondere Eile erforderten, mitunter nicht mit der gewünschten Schnelligkeit 
zur Kenntnis der Vorgesetzten gekommen sind, wird andurch verfügt, daß das frühere Stocka- 
cher Intelligenzblatt wieder als gesetzliches Verkündigungsblatt fürden Amtsbezirk Stockach 
erklärt werden. Druck und Verlag des Nellenburger Intelligenzblattes wird dem Buchdruckker 
S. Gulde dahier provisorisch übertragen«. Unterm 12. 4. 1848 fügte der Stockacher Gemeinde- 
rat diesen Bescheid kommentarlos zu den Akten. 
Damit hatte der andauernde und mutige Widerstand von Stadt und Amtsbezirk Stockach 

wie von Gulde selbst endlich zu dem gewünschten Erfolg geführt, und Stockach hatte ab April 
1848 wieder seinen eigenen Amtsverkündiger. Gulde übernahm allerdings für sein Blatt, das 
gleichfalls auch wieder für die Amtsbezirke Meßkirch und Stetten a. k.M. Gültigkeit hatte, 
nicht mehr den ehemaligen Namen »Nellenburgisches Intelligenzblatt«, sondern beließ es bei 
dem jetzigen Titel »Der Landbote« (mit der Unterzeile »Blätter für den Bürger«) und gestaltete 
sein Blatt als Wochenblatt zusätzlich in zunehmendem Maße zu einem politischen Blatt mit 
revolutionärer Zielsetzung, wobei seine persönlichen Erfahrungen zweifellos außerordentlich 
motivierend wirkten. Er veröffentlichte, wie uns Hans Wagner, der Chronist der Stockacher 
Stadtgeschichte mitteilt, bereits vor der vom 12./13. 4. bis Ende April 1848 dauernden Hecker- 
Revolte »mehrere mutige Artikel, die als Aufforderung zur Rebellion gedeutet werden konn- 
ten'«, entnahm »seine Artikel der Mannheimer Abendzeitung und der Kölnischen Zeitung« 
und machte »aber auch eigene deutsch-katholische Ausführungen‘«. 

Über Gulde und dessen Wirksamkeit in den Revolutionsjahren 1848/49 teilt H. Wagner fer- 
ner mit: »Ihm gebürt unter den ernst zu nehmenden Stockacher Achtundvierzigern zweifellos 
der erste Platz. Als freiheitlich gesinnter Mann wandte sich Gulde früh der radikal-liberalen 
Partei zu, deren Anfänge in Baden bis in die bewegte Wahlzeit vor dem Landtag von 1842 zu- 
rückreichen. Ohne einem weltbürgerlichen Nihilismus verfallen zu sein und ohne etwa Vor- 
bilderim Ausland zu suchen, war Gulde doch in manchem von den Ideen der französischen Re- 

volution tief beeindruckt... Im April 1848 stellte sich Gulde sogleich zur Verfügung Heckers 
und machte dessen Zug in den Schwarzwald mit'’«. 
Nachdem es ab Januar 1849 auch der radikal-republikanischen Partei ermöglicht worden 

war, sich in Vereinen, den sog. »Volksvereinen«, zusammenzuschließen, kam es auch zur 
Gründung eines solchen »Volksvereins« in Stockach, in welchem sich Gulde als Beirat betä- 
tigte. Im Anschluß an die Mairevolution 1849, bei der Ende Mai der Konstanzer Literat Karl 

13 H. Wagner, wie Anm. 2, S.291. Leider bringt Wagner zu dieser Angabe keinen exakten Quellenhinweis. Dies ist umso 
bedauerlicher, als vom Gulde’schen »Landboten« vollständige Jahrgänge nicht mehr existieren und auch dem »Zen- 
tralkatalog« (Stuttgart) keine Archive bekannt sind, die den »Landboten« enthalten. Vereinzelte und bei den Beilagen 
der Stockacher Stadtrechnungen abgeheftete Exemplare ergeben zum angesprochenen Sachverhalt keine näheren Auf- 
schlüsse. 

In etwa dieselbe Richtung wie die Wagner’sche Aussage gehen allerdings auch die Ausführungen von Ursula Leippe 
(vgl. Anm. 14), die sich zweifellos noch auf die Kenntnis der in der Landesbibliothek Karlsruhe verwahrten und 1942 
vernichteten Bestände des »Landboten« stützen konnte. 

!# Ursula Leippe: »Die badische Tagespresse 1848«, mschr. Dissertation, 1939, Universität Heidelberg. Auf S. 149 heißt 
es dort: »Im Mai 1848 sind von den politischen Zeitungen vor dem Aufstand neun konstitutionell und ebenfalls neun 
radikal. Der republikanischen Presse sind ferner noch einige der alten Wochenblätter zuzurechnen, die jetzt unterdem 
Einfluß der demokratischen Volksvereine und ihrer rührigen Propaganda politischen Stoff neben ihre Anzeigen set- 
zen«. In einer Fußnote zum Text wird zu diesen Wochenblättern von U. Leippe namentlich der Stockacher »Landbote« 
gezählt, »der seine Artikel der Mannheimer Abendzeitung und der Kölnischen Zeitung entnimmt, aber auch eigene 
deutsch-katholische Ausführungen macht«. Für den Hinweis auf diese Arbeit habe ich sehr herzlich Herrn H. Fiebing, 
Konstanz, zu danken. 

!5 H. Wagner, wie Anm. 2, S.291. In der sehr anschaulich geschilderten und aufschlußreichen Darstellung der Ereignisse 
1848/49 im Seekreis und im Raum Stockach bei H. Wagner (vgl. dort das Kapitel »Die Revolutionsjahre 1848/49«, S. 
281-301) neben weiteren Angaben zu Gulde und zum Wirken des damaligen Stockacher Bürgermeisters (1844-1848) 
und liberalen Landtagsabgeordneten (1845-1848) Sebastian Straub auch ausführliche Mitteilungen über die Beziehun- 
gen dieser Männer zu Persönlichkeiten wiedem Meßkircher Bürgermeister Vital Emmert, zu Josef Fickler, dem Redak- 
teur der Konstanzer »Seeblätter«, sowie zu Hecker und Struwe. 
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Kaiser von dem als revolutionärer Kriegsminister — Stellvertreter fungierenden Karlsruher 
Hauptmann Mayrhofer zum Kommandanten des Seekreises ernannt worden war und sein 
Hauptquartier in Stockach aufgeschlagen hatte, wurde Gulde als dessen rechte Hand zum »Zi- 
vilkommissär« für den Amtsbezirk Stockach bestimmt, versah zeitweise die Vorstandsstelle 
des Bezirksamtes Stockach, kümmerte sich um eine Reihe umfänglicher Aufgaben im Zusam- 
menhang mit den Revolutionsereignissen und -Absichten und verbreitete in der »von ihm re- 
digierten Zeitung, welche er als Regierungsorgan erklärte, die Aufrufe der revolutionären 
Machthaber'‘«. Mit dem Scheitern der Revolution in den blutigen Schlachten im Juni/Juli 1849 
verblieb Gulde nur die Wahl, sich zu stellen oder zu flüchten. Zusammen mit dem letzten Rest 
der Insurgenten flüchtete eram 11. Juliin die Schweiz, wo er zunächst zu St. Fiden (Kt. St. Gal- 
len) und dann in Frauenfeld eine vorläufige Bleibe fand. In seinem Blatt hatte er letztmals mit 
der Nr. 41 v.23.5.1849 für Druck und Verlag verantwortlich gezeichnet. Ab Nr. 42 v.26.5. bis 
zum letztmaligen Erscheinen mit der Nr. v. 11. 7. 1849 führte Gulde’s Sohn Ludwig Druckerei 
und Verlag des »Landboten« weiter. Zuvor war jedoch bereits am 27.3. 1849 von der Seekreis- 
Regierung verfügt und vom Stockacher Bezirksamt unterm 3. 4. 1849 dem Stockacher Ge- 
meinderat eröffnet worden, »daß ab nun an« der von Anton Roos in Engen gedruckte und redi- 
gierte ’Höhgauer Erzähler’ als »amtliches Verkündigungsblatt gebraucht werde« und alle amt- 
lichen Verfügungen künftig in diesem Blatt zu erscheinen hätten. In dieser zusätzlichen Eigen- 
schaft als Stockacher Amtsverkündiger erschien der »Höhgauer Erzähler« erstmals ab 1. 4. 
1849. 

VI. Die Zeit nach den Revolutionsereignissen 
Bereits am 13. 2. 1849 hatte sich der Konstanzer Buchdrucker Stadler um eine Niederlas- 

sungserlaubnis in Stockach bemüht und, »aufgemuntert durch das Bezirksamt, welches ihm 
alle Unterstützung zugesagt«, um Aufnahme als Buchdrucker in Stockach gebeten. In seinem 
Gesuch hatte Stadler auch die Tatsache angeführt, daß er seit dem 1.10. 1848 die Buchdrucke- 
rei Peter Forster u. Co. »die frühere Buchdruckerei in Belle-Vue bei Konstanz«, käuflich er- 
worben habe’. Da er aber nureinen Teil seiner Druckerei nach Stockach verlegen wollte, lehn- 
ten die Stockacher sein Gesuch mit dem Hinweis ab, in Stockach gäbe es bereits einen Druk- 
ker, der den Anforderungen genüge und als Ortsbürger den Schutz seines Gewerbes verdiene. 
Ein weiteres Gesuch Stadler’s vom 7. 3. 1849 erfuhr vom Stockacher Gemeinderat am 16. 3. 
1849 eine abermalige Ablehnung mit der Begründung, daß die Ausübung seines Geschäfts in 
Stockach an die bürgerliche Niederlassung gebunden sei. Auch die Seekreisregierung in Kon- 
stanz, vom Stockacher Bezirksamt unterm 9. 3. 1849 um eine Stellungnahme gebeten, sah in 
einer Niederlassung Stadler’s in Stockach keine Vorteile und empfahl eine Ablehnung seines 
Gesuchs. Der bereits einmal in Stockach tätig gewesene Buchdrucker Josef Gerstel rechnete 
sich ebenfalls neue Chancen aus und bewarb sich gleichfalls um das Recht der Herausgabe ei- 
nes Verkündigungsblattes für Stockach. Er hatte sich nach dem Scheitern seiner früheren 
Stockacher Pläne (vgl. S. 101) zunächst 1849 in Überlingen niedergelassen, war dort mit dem 
Überlinger Stiftungsverwalter Fr. X. Ullersberger eine Teilhaberschaft eingegangen und hatte 
ab 10. 4. 1849 den von Ullersberger am 5. 11. 1848 gegründeten (und zunächst noch bei P. For- 
ster u. Comp. in Konstanz gedruckten) Überlinger »Seeboten« gedruckt. Ab 1851 hatte jedoch 
Verleger Ullersberger den Druck des »Seeboten« selbst übernommen, nachdem Gerstel auf 
Grund von Differenzen mit Ullersberger aus der Teilhaberschaft ausgeschieden war. Für kurze 
Zeit gab dann Gerstel 1851 in Überlingen noch eine weitere Zeitung, die »Seezeitung«, heraus, 
die sich aber nicht lange hielt'‘. Am 10.2.1851 richtete Gerstel an die Stadt Stockach einen An- 
trag zur Bewilligung der geplanten Verlegung seiner Druckerei von Überlingen nach Stockach. 
16 H. Wagner, wie Anm. 2, $. 296, zitiert hier aus einem Bericht, den das Justizministerium über die revolutionären 

Ereignisse in Stockach und den Anteil Gulde’s an denselben am 4. 3. 1854 an den Großherzog erstattete. 
7 RP v. 16.3.1849 mit Beil. Zu den Zusammenhängen zwischen der Druckerei Bellevue (Kreuzlingen) und Peter Forster 

vgl. auch H. Fiebing, wie Anm. 1, s. 84 und $. 112. 
18 GLA 236/4450. 
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Im November 1851 erhielt er zu diesem Vorhaben auch die Genehmigung der Behörden. Im 
April 1853 gründete er in Stockach das »Nellenburgische Unterhaltungsblatt« und versuchte 
vonnunab unablässig, dieses Blatt zum offiziellen Amtsverkündiger fürden Amtsbezirk Stock- 
ach zumachen. Indieser Angelegenheit schrieb Gerstel am 1.4.1854 an »eine königliche Ho- 
heit, durchlauchtigsten Regent, gnädigsten Herrn und Fürst«: Auf Grund der hohen Ministe- 

rial-Verfügung v. 13. 11. 1851 Nr. 15420 habe ich meine Buchdruckerei von Überlingen nach 
Stockach verlegt und gebe nun daselbst seit 12 Monaten unter dem Titel »Nellenburgisches 
Unterhaltungsblatt« wöchentlich zweimal, nämlich am Mittwoch und Samstag, eine Zeitung 
untereigener Redaktion und Verantwortlichkeit heraus, wofür ich die gesetzliche Kaution von 

2000 fl. leistete. Diese Zeitung ist ziemlich zahlreich in den Amtsbezirken Stockach und Meß- 
kirch verbreitet'’«. Gerstel teilte des weiteren mit, er hätte sein, von sämtlichen Ortsvorste- 
hern des Bezirks unterstütztes Gesuch, sein Blatt zum Amtsverkündiger zu machen, schon 
einmal am 23. 6. 1853 vorgelegt. Obwohl er sich bereit erklärt hätte, »das Verkündigungsblatt 
getrennt von der Zeitung und auf Verlangen ebenfalls dreimal in der Woche« herauszugeben 
und zwar um den Preis von 1 fl. jährlich ohne Zeitung und um 2 fl. 30 kr. jährlich mit der Zei- 
tung, habe jedoch die Seekreisregierung unterm 2. 12. 1853 seine Bitte abschlägig beschieden. 
Der Stockacher Gemeinderat hielt die Wiedereinführung eines eigenen Amtsblattes für begrü- 
Benswert und stellte dem Josef Gerstel am 1.4. 1854 eine gutes Leumundszeugnis aus. In ihrer 
Stellungnahme verwiesen die Stockacher auch auf die langjährige Tradition eines eigenen 
Amtsverkündigers und bezeugten, mit dem Gründungsdatum freilich reichlich großzügig ver- 
fahrend, »daß das erschienene Intelligenzblatt dahier vom Jahr 1790 (!) an bis 1848 als Amts- 
blatt für Stockach gegolten habe«. 

Die Seekreisregierung, zur Stellungnahme zum Gesuch Gerstel’s aufgefordert, schrieb am 8. 
5.1854 dem Innenministerium, Gerstel hätte durch Erlaß des Ministeriums v. 3.4.1849 die Er- 
laubnis zur Errichtung einer Druckerei in Überlingen erhalten und unterm 8. 11. 1851 auf 
mehrmaliges Ersuchen hin auch die Erlaubnis, seine Druckerei nach Stockach zu verlegen, je- 
doch mit dem ausdrücklichen Vermerken, »daß keinesfalls für Stockach ein besonderes Ver- 
kündigungsblatt gegründet und dem Josef Gerstel die bereits anderen Blättern zugewiesenen 
Inserate nicht zugeteilt werden dürfen«. Weiter hieß es in der Stellungnahme: »Diese Bedin- 
gung wurde im Sinne hoher Entschließung v. 20. 7. 1849 Nr. 9265, die Herausgabe öffentlicher 
Blätter betr., festgesetzt, wonach die Zahl der Amtsblätter beschränkt und auf einen größeren 
Bezirk ausgedehnt wurde, wogegen die Verleger sich verbindlich machen mußten, in ihren 
Blättern zugleich auf Befestigung des Sinns für gesetzliche Ordnung und Religiosität zu wir- 
ken«. Es bestünde kein Grund, von dieser Entschließung wieder abzugehen,; es solle daher wei- 
terhin beim »Höhgauer Erzähler« als Verkündigungsblatt für den Amtsbezirk Stockach ver- 
bleiben. Auf Grund dieser Stellungnahme beschied daher am 6. 6. 1854 das Innenministerium 
das Gesuch Gerstel’s abschlägig. Dieser wiederholte jedoch am 3. 7. 1854 seine Bitte abermals. 
Er verwies nicht nur auf seine wirtschaftlich bedrängte Lage, sondern betonte auch, daßersich 
»nie im geringsten an der ganzen Revolution beteiligt« habe, »sondern mit fester und uner- 
schütterlicher Treue an unserem erhabenen Fürstenhause hing«. Deswegen sei er auch trotz 
Bedrohungen nicht in die Bürgerwehr eingetreten, sondern hätte sogar »auf jede Gefahr hin« 
und auf eigene Verantwortung, »als Ullersberger flüchtig war«, für den »geliebten Fürsten« 
dessen Proklamationen gedruckt und sie zu verbreiten gesucht. Es sei schmerzlich, daß ihm 
seine unter Beweis gestellte Treue nur wirtschaftliche Nachteile einbrächte, »während z. B. 
die Druckerei in Engen sich in den Skandal der unseligen Revolution reißen ließ, jasogar deren 
Besitzer den Freischarenzug begleiteten« und dessen ungeachtet nunmehr der Regierung ein 
»so reiches Einkommen« zu danken hätten. 

19 Das von Gerstel in Stockach gegründete »Nellenburgische Unterhaltungsblatt« erschien unter diesem Namen vom. 
4.1853 bis Ende 1858. Von diesem Blatt finden sich aus den Jahren 1853-1858 Einzelexemplare in den Rechnungsbü- 
chern der Stadt und des kathol. Stadtpfarramts sowie im Stadtarchiv der Stadt Stockach die Jahrgangsbände 1854 und 
1855. 
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Das Innenministerium verblieb jedoch bei seiner ablehnenden Haltung und beschied am 2. 
8. 1854 der Seekreisregierung, es bei den bisherigen Beschlüssen zu belassen; allerdings sei es 
der Wunsch seiner königl. Hoheit, des Regenten, daß dem Gerstel in anderer Weise geholfen 
werden solle. Auf die Ablehnung seines Gesuchs wandte sich Gerstel am 30. Sept. 1854 erneut, 
und zwar wiederum direkt an die »königl. Hoheit, Gnädigster Fürst und Herr«, mit der Bitte, 
seinem Gesuch zu entsprechen. Gerstel, der inzwischen erhebliche Schulden hatte, ging es 
nunmehr darum, den Überlinger »Seeboten« herausgeben zu dürfen, da sich seiner Meinung 
nach Ullersberger die Konzession dazu nur »erschlichen« hätte. Zu diesem Gesuch um Stel- 
lungnahme aufgefordert schrieb Regierungsdirektor Fromherz in Konstanz am5. 10.1854 dem 
Präsidenten des Innenministeriums, Staatsrat v. Wechmar, Gerstel’s Wunsch auf Bewilligung 
des Amtsblattes könne nach wie vor nicht entsprochen werden, da dessen wirtschaftliche Lage 
für die Herausgabe eines guten Amtsblattes keine Garantie darstelle. Es hätte nur Schulden, 
und nicht einmal seine Druckerpresse sei dessen persönliches Eigentum (sie gehörte dem 
Dekan Held von Mühlingen bei Stockach). Die einzige Möglichkeit, ihm zu helfen, bestünde 
allenfalls darin, bei ihm sämtliche Impressen und dienstlichen Drucksachen des Seekreises 
drucken zu lassen, wenn Gerstel’s betriebliche Situation dies überhaupt zuließe. Darauf beauf- 
tragte das Innenministerium am 14. 10. 1854 die Seekreisregierung, dem Gerstel die Ableh- 
nung seines Gesuchs zu eröffnen. 

In der Zwischenzeit hattesich F. S. Gulde, der noch anfangs April 1850 aus seinem schweize- 
rischen Exil eine größere Anzahl Briefe mit einer aufrührerischen Flugschrift »Verfassungsent- 
wurf der Oberrheinischen Republik« einem Stockacher Freund zukommen gelassen hatte, der 
Behörde am 1.5.1851 gestellt und war am 26. Juni 1851 zur Verbüßung einer Haftstrafe von 5 
Jahren und 4 Monaten wegen seiner Beteiligung am 49er Aufstand in das Männerzuchthaus 
nach Bruchsal gekommen. Nachdem er die Hälfte seiner Strafzeit hinter sich gebracht hatte, 
wurde er auf Grund eines Gnadenerlasses vorzeitigam 10.6. 1854 entlassen, erhielt vom Groß- 
herzog am 1.11.1856 wieder die staatsbürgerlichen Rechte zuerkannt und unterm 16.1.1857 
wiederum das Bürgerrecht der Stadt Stockach”. Bereits am 25. 8. 1856 hatte er erstmals wieder 
eine Bittschrift an das Innenministerium um die Wiederverleihung der Druckerei-Konzession 
in Stockach gerichtet. Obwohl Gulde, der seit seiner Haftentlassung seinen Unterhalt als 
Buchbinder bestritt, nicht nur auf seine außergewöhnlich schwierige persönliche Situation 
verweisen konnte (bereits am 6. 5. 1848 hatte er durch ein Brandunglück nicht nur nahezu die 
gesamte Habe, sondern auch seine Druckerei verloren, im Herbst desselben Jahres war seine 
Frau an Brustkrebs gestorben, weshalb ihm zusätzlich noch die Fürsorge ob seiner drei unmün- 
digen Kinder zugefallen war; 1856 hatte er auf Grund eines weiteren Unglücksfalles den Ge- 
brauch der rechten Hand verloren), sondern auch seine »Verfehlungen« bereute und seine 
Treue zum Großherzog unterstrich, verneinte die zur Stellungnahme aufgeforderte Seekreisre- 
gierung unterm 7. 10. im Hinblick auf die bereits bestehende Druckerei des Gerstel die Not- 
wendigkeit einer weiteren Druckerei in Stockach und erteilte »in Betracht der bekannten Per- 
sönlichkeit des Bittstellers« einen abschlägigen Bescheid. Der entsprechende negative Be- 
schluß des Innenministeriums an Gulde erging dann am 15. 10.1856. Am 10. Juli 1858 wieder- 
holte Gulde seine Bitte, diesmal an den Großherzog selbst. Er zählte nochmals alle erlittenen 
Unglücksfälle auf und appellierte an die »Huld seines geliebten Fürsten«, doch führte auch die- 
ser erneute Versuch nicht zu dem gewünschten Erfolg. 

Josef Gerstel hatte in der Zwischenzeit resigniert und war, enttäuscht über die Ergebnislo- 
sigkeit seiner Bemühungen, sein Blatt zum Amtsverkündiger für den Amtsbezirk Stockach zu 
machen, gewillt, sein Geschäft zu verkaufen. Käufer hatte er gefunden in Carl Daubenberger 
aus Lörrach und dem aus Karlsruhe stammenden, derzeit aber in Konstanz tätigen Ludwig Ro- 
drian. Nur an diese beiden wollte Gerstel seine Druckerei-Einrichtung verkaufen, keineswegs 
aber an Gulde. Daubenberger und Rodrian hatten die Absicht, die Druckerei unterdem Namen 
»Daubenberger und Rodrian« zu betreiben. Unter Hinweis auf diesen Sachverhalt empfahl die 
2° H. Wagner, wie Anm. 2, S. 296 f. sowie RP Nr. 76 v. 16.1. 1857. 

117



Hans-Günther Bäurer 

Seekreisregierung am 9. 7. 1858 dem Innenministerium, dem Fortbestand der Buchdruckerei 
in Stockach, da solche für den Amtsbezirk ein Bedürfnis sei, unter der Firma Daubenberger 
und Rodrian zuzustimmen, auf das Gulde’sche Gesuch jedoch keine Rücksicht zu nehmen. 

Am27.7.1858 bekräftigte die Seekreisregierung nochmals die Ablehnung Gulde’s mit der Be- 
gründung, dieser besäße »gar kein Vermögen, keine Bildung und keinen zuverlässigen Charak- 
ter«. Trotz seiner guten Führung seit seiner Haftentlassung böte er keine Garantie dafür, daß 
man ihm die Herausgabe eines öffentlichen Blattes wieder anvertrauen könne. Darauf erfolgte 
der entsprechende negative Beschluß des Innenministeriums am3. 8.1858, und stattdessen er- 
hielten unter diesem Datum Daubenberger und Rodrian die Konzession zur Weiterführung der 
bisher von Gerstel betriebenen Druckerei erteilt. Da aber Daubenberger kurz darauf schon 
wieder verzichtete, erhielt Ludwig Rodrian unterm 23. 9. 1858 vom Innenministerium die al- 
leinige Konzession. Auch Rodrian betrieb von nun ab unablässig die Übertragung des Amtsver- 
kündigers auf sein Blatt. Ab Oktober 1858 erstmals im Impressum des bisher zweimal wö- 
chentlich erscheinenden Blattes aufgeführt, ging er ab Januar 1859 zur dreimaligen wöchentli- 
chen Erscheinungsweise über und änderte auch ab diesem Datum den bisherigen Titel »Nel- 
lenburgisches Unterhaltungsblatt« um in »Nellenburgisches Wochenblatt«. (Unter diesem 
Namen erschien das Blatt dann bis Ende 1860?. 
Am 13.5.1859 hatte die Seekreisregierung dem Innenministerium eine Stellungnahme zum 

Gesuch Rodrian’s auf Herausgabe eines Amtsverkündigers zugesandt. Nach längeren Ausfüh- 
rungen zur Stockacher Zeitungsgeschichte und unter Verweis auf die ergangenen Verfügun- 
gen, in denen der »Hegauer Erzähler« in Engen zum Amtsverkündiger für den Bezirk Stockach 
bestimmt worden war, unterstützte diesmal die Seekreisregierung den Wunsch Rodrians’s, be- 

urteilte den Bittsteller als einen »braven und intelligenten Mann« und empfand auch den von 
Rodrian genannten Grund als einleuchtend, »daß nämlich durch die in Folge der Landpostein- 
richtung auf sein Blatt fallende Postprovision und Bestellungsgebühr von 1 fl. 30 kr. der Fortbe- 
stand des Blattes« nicht möglich sei. Die Seekreisregierung empfahl allerdings das Rodrian- 
’sche Blatt nur als Amtsverkündiger fürden Amtsbezirk Stockach, daman keine Ursache habe, 

mit den Herausgebern des »Hegauer Erzählers« und des Überlinger »Seeboten« unzufrieden zu 
sein und »ein Wunsch im Publikum auf eine Änderung der bestehenden, mit diesseitiger Ver- 
fügung v. 23. 11. 1849 geregelten Verkündigungsanstalten (gemäß eines Erlasses des Innenmi- 
nisteriums v. 20. 7. 1849) im Seekreis« nicht laut geworden sei. Nach einem nichtssagenden 
Beschluß des Innenministeriums v. 20.5.1859 wiederholte am 18. 8.1859 Rodrian seine Bitte, 

die von der Stadt Stockach sowie sämtlichen Gemeinden des Amtsbezirks mit einem Schrei- 
ben v. 5.10. 1859 nachhaltig unterstützt wurde. Dennoch beschied das Innenministerium un- 
term 25. 10.1859 auch dieses Gesuch abschlägig, weil man dadurch eine Minderung des Ein- 
kommens des Herausgebers des »Hegauer Erzählers« befürchtete, worauf Rodrian resignierte 
und im Jahr darauf (mit Genehmigung des Innenministeriums v. 31. 8. 1860) seine Druckerei 
nach Bretten verlegte. 

F. S. Gulde, deram 13.5.1859 ein zweites Mal geheiratet hatte und zwar die aus Salzstetten 
bei Horb stammende Agatha Söll, bat nunmehr am 20. 11. 1860 erneut um die Erteilung der 
Druckerei-Konzession. Obwohl der Regierungsdirektor des Seekreises, Fromherz, dazu eine 
äußerst negative Stellungnahme abgab, erteilte das Innenministerium dem Gulde am 1. 2. 
1861 die Konzession, und erstmals am 5. 4. 1861 erschien unter der Verantwortlichkeit Gul- 
de’s und in dessen Druckerei, allerdings noch immer ohne die Eigenschaft als offizieller Amts- 
verkündiger, der »Nellenburger Bote«. 

VII. Der »Nellenburger Bote« (1861-1906) 

Allzulange war indes Gulde der Genuß seiner so spät erfolgten Rehabilitierung nicht mehr 
beschieden, denn bereits am 18. 8. des folgenden Jahres verstarb er. Hans Wagner hat diesem 

2 Vom »Nellenburger Wochenblatt« besitzt das Stadtarchiv Stockach noch einen vollständigen Jahrgangsband von 1859 
sowie bei den Stadtrechnungen abgeheftete Einzelexemplare von 1860. 
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aufrechten Mann, »Republikaner und Revolutionär aus Überzeugung, dem keine einzige eh- 
renrührige Handlung nachgewiesen werden konnte«, mit folgenden Worten ein ehrendes An- 
gedenken gewidmet: »Die Sympathien und die Achtung seiner Stockacher Mitbürger hatte der 
wackere, schwergeprüfte Fabian Sebastian Gulde nie verloren gehabt. Seit 20. August 186% 
deckt der Rasen nach einem unruhigen Leben diesen Mann und ’Sonderling’ im Alltag, einen 
Mann, dessen hauptsächliches Mißgeschick es war, hundert Jahre zu früh dagewesen zu 

sein?«, 

Nach dem Tode Gulde’s übernahm ab dem 20. 8. 1862 der Flaschnermeister Josef Nagler die 
Herausgabe des »Nellenburger Boten« in der von Gulde’s Witwe weitergeführten Druckerei, 
wobei die Druckereieinrichtung anfangs September 1862 in das Nagler’sche Haus verlegt wur- 
de. Nach dem Tode Nagler’s am 2. 5. 1863 redigierte ab dem 6. 5. 1863 bis zu seiner Kündigung 
Ende August 1864 der Bader und »Wundarzneidiener« Albert Hügle das Blatt. Gleichfalls nach 
dem Tode Nagler’s war auch eine abermalige Verlegung der Druckerei vom Hause der Witwe 
Nagler (früheres Hinterhaus des Schuhgeschäfts Schwager und heute Volksbank) ins Hinter- 
haus des Braumeisters August Küchle in der Kaufhausstraße (Haus Dr. Dreher - heute Allianz- 
Büro) erfolgt. Ab der Nr. 1 v.2.4. 1864 wurde der »Nellenburger Bote« wieder Amtsverkündi- 
ger für den Bezirk Stockach wie auch (bis zur Gründung des »Oberbadischen Grenzboten« 
durch Josef Steidle in Meßkirch) für den Amtsbezirk Meßkirch. Druckerei und Verlag des 
»Nellenburger Boten« waren inzwischen in den Besitz des aus Gaildorf/Württemberg stam- 
menden Eduard Stadtmann übergegangen, der im Herbst 1863 die Witwe Gulde’s geheiratet 
und unterm 10. 10. 1863 die Aufnahmebewilligung als Stockacher Bürger erhalten hatte. Sei- 
nen am 16. 10. 1863 gestellten Antrag um die Konzessionsbewilligung für die ehemalige Gul- 
de’sche Druckerei auf seinen Namen hatte er damit begründet, daß mit dem Tage der Vereheli- 
chung mit der Witwe Gulde’s deren Konzession erlöschen würde und das Buchdruckereige- 
schäft, das bisher bereits unter seiner Leitung geführt worden sei, sonst aufhören müßte. 
Durch Erlaß des Innenministeriums vom 13. 11. 1863 und mit Beschluß der Seekreisregierung 
vom 23.11.1863 erhielt Stadtmann dann auch die Konzession zur Führung der Druckerei, für 
die am 24. 8. 1864 der Stockacher Rotgerbermeister Bartholomäus Fischer die bisher von dem 
Dekan Held aus Mühlingen b. Stockach gestellte Kaution von 2000 fl. übernahm. 

Eduard Stadtmann war ein äußerst national-liberal gesinnter Mann. Er gab dem »Nellenbur- 
ger« eine politische Zielrichtung, die den Charakter des Blattes bis etwa 1920 auszeichnen 
sollte, und bekannte sich, wie er seinen Lesern in Nr. 68/1864 des »Nellenburgers« mitteilte, 

»in politischer, sozialer und kirchlicher Beziehung zur Fahne des Fortschritts«, was sich in der 
Regel in scharfen und zumeist überaus polemisch geführten Auseinandersetzungen mit dem 
»Ultramontanismus« und der »ultramontanen« Presse, so vor allem mit der 1865 gegründeten 
»Freien Stimme« (Radolfzell) äußerte. Es wundert daher nicht, daß in jenen Jahren auch das 
Erzbischöfl. Ordinariat in Freiburg einige Male sich veranlaßt sah, eine strafrechtliche Verfol- 
gung des Blattes »wegen Herabwürdigung der Religion« zu fordern, beispielsweise auch wegen 
eines in Nr. 82/1864 erschienenen Artikels. Der Stockacher Oberamtsrichter Sauer wiederum 
glaubte, Ausfälle gegen die katholische Kirche in Artikeln in Nr. 24 und Nr. 29/1865 zu erken- 
nen, und er beantragte die Beschlagnahme des Blattes. Eduard Stadtmann fand jedoch einen 
mannhaften Verteidiger im Bezirksamtsvorsteher Berthold Hatz, der darauf hinwies, daß die 
Geistlichen selbst durch manche Schelte von der Kanzel herab schuldig ob der polemisch ge- 
führten Auseinandersetzungen seien, und er empfahl, die Geistlichen sollten sich der Mäßi- 
gung befleißigen und auf der Kanzel nur das bringen, was auch dorthin gehöre, dann würde 
auch der »Nellenburger« »die ihnen so unliebsamen Artikel nicht bringen®«. In seiner vom 9. 
2 H. Wagner, wie Anm. 2, $.296 f. 
23 GLA 236/4450 

Zu den Veränderungen bezüglich des Druckes und der Herausgabe des »Nellenburger Boten« nach Gulde’s Tod vgl. 
auch GLA 379/1940/14-15 sowie RP v. 31. 7.1863 und 10. 10. 1863, außerdem wichtige und mit den, aus den Akten 
ersichtlichen Angaben übereinstimmende Fakten und Daten in einem größeren Artikel zur Geschichte des Stockacher 
Zeitungswesens im »Nellenburger Boten« Nr. 118 v. 4. 10. 1899. 
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3.1865 datierten Stellungnahme gibt Hatz übrigens die Abonnentenzahl des »Nellenburgers« 
mit 920 an. 
Stadtmann hatte allerdings die Redaktion des »Nellenburgers« zunächst noch nicht allein 

ausgeübt, sondern verantwortlicher Redakteur war nach dem Ausscheiden Hügle’s aus der Re- 

daktion Ende August 1864 ab dem 1. 9. 1864 bis zu seinem Tode am 11.1. 1868 der Schuhma- 
cher und mit Gulde in enger Freundschaft und politischer Gesinnung verbunden gewesene 
Ignaz Straub. Erst nach dem Ableben Straub’s übernahm Stadtmann auch die Redaktion in al- 
leiniger Verantwortlichkeit. Die Druckerei selbst hatte in der Zwischenzeit nochmals einige 
Standortverlagerungen über sich ergehen lassen müssen, so ab 14. Sept. 1864 vom Braumeister 

Küchle’schen Haus in der Kaufhausstraße in das ehemalige Dilger’sche Bräuhaus an der »Neu- 
en Straße« (Stadtwall], dann ab 14. 10. 1865 wieder in das ehemalige Flaschner Nagler’sche 
Haus in der Hauptstraße »vis a vis dem Amtshaus« (früheres und in den Umbau der Volksbank 
einbezogenes Schuhgeschäft Schwager], wo sie bis Ende Februar 1905 nahezu vier Jahrzehnte 
lang einen ständigen Platz erhielt. 

Ab 1863 war der 1862 nur zweimal wöchentlich erscheinende »Nellenburger«, dessen Bezug 
jährlich 2 fl. 30 kr. kostete, zum dreimaligen Erscheinen in der Woche übergegangen. Für 1866 
wird die Auflage des Blattes mit 950 Ex. angegeben. Wie es zu jener Zeit um die Zeitungsarbeit 
und die Gestaltung eines solchen Blättchens wie des »Nellenburger Boten« in einem kleinen 
Städtchen wie Stockach bestellt war, erfahren wir aus einem interessanten und amüsant zu le- 

senden Bericht im »Stockacher Tagblatt« des Jahres 1910. In einem hier enthaltenen Rück- 
blick auf die Zeit des »Nellenburger Botens« unter der Aera Stadtmann’s heißt es: »Die Redak- 
tion des Nellenburger Boten lag damals in den Händen des Herrn Stadtmann, und das Blatt war 
damals - viele Orte gleicher Größe wie Stockach hatten überhaupt noch gar keine Zeitung — 
gut redigiert.... Damals waren für Journalisten noch paradiesische Zustände gegen heute; so 
ein Kanzleibogen großes, 3 mal erscheinendes Blättchen mit zwei Seiten Text war bald fertig 
und wurde beim Frühschoppen mit Leberle und Nierle fabriziert”«. 
Am 25.2.1887 starb Eduard Stadtmann. Seine Witwe führte Redaktion, Druck und Verlag 

des »Nellenburgers« noch bis zum 8. 10. 1887 weiter; ab 10. 10. 1887 zeichnete für kurze Zeit 
als Redakteur Franz Stephan verantwortlich, und ab 6. 12. 1887 fungierte als neuer Redakteur, 
Druckerei- und -Verlagsbesitzer der aus Müllheim stammende und am 13. 6. 1841 geborene 
Oberstleutnant a. D. Ernst Engler, der Druckerei und Verlag von Stadtmann’s Witwe käuflich 
erworben hatte. Auch Engler führte das Blatt im national-liberalen Sinne weiter, wenngleich 
auch die Polemik bei ihm gegenüber der »Freien Stimme« und den klerikalen und »ultramon- 
tanen« Kreisen weitaus gemäßigter ausfiel als unter Stadtmann. 

In die Zeit Engler’s als Herausgeber des »Nellenburger Boten« fällt auch die Gründung eines 
weiteren Stockacher Blattes, des Zentrumsblattes »Stockacher Anzeiger«, im Jahre 1899 
durch Julius Beschle, den Sohn des Buchbinders Anton Beschle®. Ab 1.4. 1920 ging der »Stok- 
kacher Anzeiger« in den Besitz der Zentrumspartei des Bezirks Stockach über und erschien 
von da ab täglich. Verantwortlicher Redakteur war seitdem 1.4.1920 Wilhelm Feger, gedruckt 
wurde das Blatt ab diesem Zeitpunkt beim Preßverein Konstanz. Ab 1.4.1920 erfolgte auch die 
Umbenennung des »Stockacher Anzeigers« in »Stockacher Zeitung«. 1923 ging das Blatt zu- 

2 »Stockacher Tagblatt« Nr. 168 v. 29. 7.1910. 
25 Anton Beschle hatte nach der Absolvierungeinerseitdem 16.8.1832 vollzogenen Wanderschaft durch Ratsbeschluß v. 

23.8.1838 sein angeborenes Bürgerrecht und die Genehmigung zum Betrieb einer Buchbinderei erhalten. Seit Juli 1840 
bis zum Einzug durch F. S. Gulde im November 1841 hatte Beschle sein Geschäft im ehemaligen »Glaser Reitinger- 
"schen Haus«, dem heutigen Textilgeschäft Hanßmann in der Hauptstraße. Im November 1841 bezogerein neues Logis 
zunächst beim Bäckermeister Friedrich Lanz (auf dem heute gebäudefreien, der Fa. Pfeiffer gehörigen Platz neben dem 
Lederwarengeschäft Keller in der Goethestraße], dann anfangs Mai 1843 abermals beim Glaser Mathias Reitinger, der 
nunmehr in der »Kornhausgasse« (heute Kaufhausstraße) wohnte, und schließlich 1844 beim Schmiedemeister Kratzer 
an der Kirchhalde (vermutl. das heutige Installateurgeschäft Gnirß). Verlagssitz und Druckerei des von Beschle’s Sohn 
Julius 1899 gegründeten »Stockacher Anzeigers« befanden sich an der Stelle, an der sich heute nach erfolgtem Umbau 
die Wohn- und Geschäftsräume des Schuhgeschäfts W. Kramer in der Goethestraße befinden. 
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sammen mit den Zentrumsblättern von Konstanz, Singen und Überlingen in der vom Konstan- 
zer Verleger Alfred Merk gegründeten »Deutschen Bodensee-Zeitung« (DBZ) auf“. 

Ab Oktober 1902 ging der »Nellenburger Bote« zum viermaligen wöchentlichen Erscheinen 
über. Der Bezug des Blattes kostete vierteljährlich 1.10 M; die Auflage, die noch im Jahre 1900 
mit 900 Exemplaren angegeben worden war, betrug im Jahre 1902 1700 Exemplare. In der Stadt 
Stockach gab es in diesem Jahr 270 Abonnenten des Blattes. 
Am 16.5. 1902 verstarb Ernst Engler im Alter von knapp 61 Jahren, und seine Witwe Fanny 

führte das Druckerei- und Verlagsgeschäft noch fort bis Ende August 1902. Sie wurde dabei un- 
terstützt vondem Redakteur Johann Müller, der das Blatt seit Engler’s Tod redigierte. Ab1.10. 
1902 gingen Druckerei und Verlag für die Summe von 52000 Mark in den Besitz des aus Meß- 
kirch stammenden Karl Willi jun., dessen Vater in Meßkirch Herausgeber der dortigen »Meß- 
kircher Zeitung« war. Karl Willi, der den »Nellenburger Boten« bereits ab 1.9. 1902 gedruckt 
und redigiert hatte, ging ab 1. 10. 1902 zur viermaligen wöchentlichen Erscheinungsweise 
über. Unter Willi’s Leitung wurde der »Nellenburger« zwar endgültig ein modernes Blatt, es 
nahm aber auch die national-liberale Tendenz des Blattes wieder betont schärfere Formen an, 
wobei bei den äußerst polemisch geführten Auseinandersetzungen vor allem mit der »Stocka- 
cher Zeitung«, aber auch der Radolfzeller »Freien Stimme« zweifellos auch wirtschaftliche 
und aus dem Konkurrenzkampf erwachsene Erwägungen eine wichtige Rolle spielten. 

Im Jahre 1904 wird die Auflage mit 1800 Exemplaren bei 315 Stockacher Abonnenten ange- 
geben, und Ende Februar 1805 erfolgte die Verlegung der Druckerei und der Geschäftsräume 
des »Nellenburger Boten«, der nun als Untertitel auch noch die Bezeichnung »Hohenfelsische 
Nachrichten« erhalten hatte, in ein Gebäude, das bereits zu Gulde’s Zeiten einmal der Sitz ei- 
ner Druckerei eines Stockacher Blattes gewesen war, nämlich in das ehemalige Geschäftshaus 
der Kaufleute Mandelli und (ab 1. 4. 1847) Johann Albert Fischler in der Hauptstraße (heute das 
Gebäude der Drogerie Brändlin). 

Ab 1.1.1907 erfolgte bei einer angegebenen Auflagenhöhe von über 2000 Exemplaren eine 
Umbenennung des traditionsreichen Namens »Nellenburger Bote« in den seinem Herausge- 
ber zweifellos moderner und zeitgemäßer erscheinenden Titel »Stockacher Tagblatt«, wobei 
allerdings der alte Namen im Untertitel noch erhalten blieb. Gleichzeitig wurde ab 1. 1. 1907 
als eine Art lokaler Ableger das »Stockacher Tagblatt« mit dem Untertitel »Steißlinger Zei- 
tung« in einer Auflagenhöhe von 115 Exemplaren hergestellt. Das Blatt erschien nun ab die- 
sem Zeitpunkt täglich, der monatliche Bezugspreis betrug 1.30 Mark. 

VII. Die Zeit des »Stockacher Tagblatts« bis zum gewaltsamen Ende 
Auffälligstes Ereignis im ersten Erscheinungsjahr unter dem neuen Titel »Stockacher Tag- 

blatt« war zunächst die mit Arbeitsüberlastung Karl Willi’s begründete Übernahme der redak- 
tionellen Aufgaben durch den Redakteur Franz Küng ab 19. 10. 1907. Allerdings redigierte die- 
ser das »Tagblatt« nur bis zum 22. 1. 1908 und schied dann nach Differenzen mit Karl Willi 
wieder aus der Redaktion aus. 
Nachdem Willi seine Zeitung mit Erfolg noch über die Notzeiten und Wirren des 1. Welt- 

kriegs hinwegbringen konnte, kam es dann zu einer einschneidenden Veränderung mit der 
Umwandlung des bisherigen Druckerei- und Verlagsgeschäfts in eine »Stockacher Tagblatt 
GmbH« ab 1.4. 1920. (Zum selben Zeitpunkt etwa erfolgte auch die Gründung der Überlinger 
»Seebote GmbH« unter Robert Schlegel.) Wohl erfolgte der Druck des »Tagblatts« auch wei- 
terhin in der Willi’schen Druckerei; als Schriftleiter zeichnete jedoch von jetzt ab Christian 
Stamminger, der dem einstigen national-liberalen Blatt, dessen Auflage 1920 mit 2600 Exem- 
plaren angegeben wird, eine immer stärker zunehmende deutsch-nationale Tendenz angedei- 
hen ließ. 

Von einigem Interesse mögen sicherlich einige Angaben zur wirtschaftlichen Situation wäh- 

26 Georg Bräunig, wie Anm. 11, S. 11. Weitere Ausführungen zur Zentrumspresse wie auch zur sozialdemokratischen 
Presse bei Bräunig, S. 9 ff. 
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rend des Inflationsjahres 1923 sein. Kostete im April 1923 der Bezug des »Tagblatts« noch 4500 
Mark, so mußte man im Juli 1923 bereits 15000 Mark dafür entrichten. In der ersten August- 
hälfte kletterte der Preis auf 30000 Mark, um bis Ende August bereits bei 130000 Mark zu ste- 
hen. Ab 15. September mußte das »Tagblatt« zur wöchentlichen Erhebung des Bezugspreises 
übergehen. Bereits am 19. Juli hatte das »Tagblatt« um Verständnis für die Erhebung einer 
Nachzahlung von 8000 Mark geworben und dazu geschrieben: »Überall, wohin wir sehen, ist 
eine solche Preissteigerung vorhanden, daß sich der Einzelne oft an den Kopf greifen und sich 
die Frage vorlegen muß: Wie lange wird diese Wahnsinnstat noch so weiter gehen? Alles steigt 
ins grauenhafte.... Liebe Leser!.... Was bekommt ihr heute noch um 15000 Mark? Noch nicht 
einmal ein Pfund Fleisch oder ein Pfund Butter oder Käse! Für dieses Geld bekommt ihr täglich 
das »Stockacher Tagblatt« einen ganzen Monat lang frei ins Haus gebracht«. 

In der ersten Oktoberhälfte 1923 schließlich kostete der Bezug des Blattes 2.100.000 Mark, 
in der zweiten Oktoberhälfte gar 300 Millionen Mark, jedoch konnten die Abonnenten von 
jetzt ab auch von dem Ende Oktober offerierten Angebot des »Stockacher Tagblatts« Gebrauch 
machen, für den vierteljährlichen Bezug der Zeitung entweder 25 Pfd. Weizen oder 30 Pfd. Rog- 
gen (später auch 30 Pfd. Gerste oder 40 Pfd. Hafer) zu entrichten. Mitte November 1923 sah 
sich das »Tagblatt« genötigt, von seinen Abonnenten eine Nachzahlung für November in Hö- 
he von 150 Milliarden Mark zu verlangen, welche Summe auch durch die Abgabe von 8 Pfd. 
Weizen oder 10 Pfd. Roggen abgegolten werden konnte. Im Dezember 1923 schließlich betrug 
der Bezugspreis 250 Goldpfennig. Die tollen Kapriolen jenes unheilvollen Zeitraums im wirt- 
schaftlich-finanziellen Bereich mögen abschließend noch dadurch in eindrucksvoller Weise 
unterstrichen werden, daß der Stockacher Gesangverein »Eintracht« an Inseratkosten im 
»Tagblatt« füreinam 18.11. 1923 abgehaltenes Konzert den »ermäßigten Preis« von 600 Mil- 
liarden Mark (was zu diesem Zeitpunkt in etwa einer Goldmark entsprach) zu entrichten hat- 
te, und daß Druckereibesitzer Karl Willi unterm 6. 11. 1923 zur Abgabe von Altpapier mit fol- 
genden Worten aufforderte: »Für Altpapier zahlen wir diese Woche noch pro Kilo 100 Millio- 
nen Mark. Geldscheine von 100.000 Mark abwärts lohnen sich das Zählen nicht mehr, als Alt- 
papier erhalten Sie ungleich mehr!« 
Christian Stamminger blieb Schriftleiter des »Tagblatts« bis Ende 1926; im Januar 1927 versah 
dann vertretungsweise Hans Storath dieses Amt, und ab Nr. 26 v. 2. 2. 1927 wurde neuer 
Schriftleiter Karl Köbelin. Leider fehlen im Stockacher Stadtarchiv die Ausgaben des »Tag- 
blatts« in der Zeit vom Juli bis Dezember 1927, daher ließ sich nicht ausmachen, ob bereits in 
diesem Zeitraum das Blatt mit Hermann Schober einen neuen Geschäftsführer erhielt. Jeden- 
falls erscheint dieser ab Nr. 1/1928 in dieser Funktion im Impressum des Blattes, während Karl 

Köbelin weiterhin das Amt des Schriftleiters innehatte. 
Wirtschaftliche Gründe waren es zweifellos, die im Oktober 1928 eine neue Situation her- 

beiführten und ab 23. 10. 1928 im Impressum unter der Verantwortlichkeit des Überlinger 
»Seebote«-Verlegers Robert Schlegel die »Seebote GmbH« und die »Stockacher Tagblatt 
GmbH« gemeinsam erscheinen ließ. Dieser Zustand verblieb so bis zum Jahre der Machter- 
greifung durch Hitler 1933. Ab 15. September 1933 verzeichnete das Impressum als Herausge- 
ber nur noch die Verlagsgesellschaft »Seebote GmbH« in Überlingen und als für den gesamten 
Inhalt Robert Schlegel verantwortlich, und ab 16. 11. 1933 vereinigten sich die »Konstanzer 
Zeitung«, das »Stockacher Tagblatt«, der »Seebote« und die »Meßkircher Zeitung« in der 
»Seebote GmbH« und veröffentlichen, getrennt unter Beibehaltung des jeweiligen Traditions- 
namens, jedoch mit einem gemeinsamen Mantel, die lokalen Mitteilungen und Heimatberich- 
te in einer gemeinsamen Ausgabe. Für den politischen Teil zeichnete nunmehr der Konstanzer 
Werner Schenkendorf verantwortlich, für den übrigen Text Robert Schlegel (ab Nr. 3/1934 für 
den Überlinger Textteil Walter Pichert und für den Stockacher Textteil Alfred Schafheitle); ge- 
druckt wurde das Blatt nunmehr bei Reuß und Itta, Konstanz. 

Auf Grund des wirtschaftlichen Zusammenbruchs der Druckerei Reuß und Itta Mitte März 
1934 trennten sich aus dem Verbund der »Seebote GmbH« die Blätter aus Überlingen, Stock- 
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ach und Meßkirch wieder von der »Konstanzer Zeitung«, ließen ab 16. 3. 1934 einige Notaus- 
gaben bei Friedrich Stadler in Konstanz drucken, wobei für den politischen Teil der Konstanzer 
Armin Bledow verantwortlich zeichnete, und erschienen dann mit der Nr. 71 v.24.3. 1934 mit 
Robert Schlegel als Herausgeber wieder im eigenen Verlag (und wohl auch mit der eigenen 
Druckerei) der »Seebote GmbH«. Für den politischen Teil wie auch für den übrigen Text war 
als Hauptschriftleiter der Überlinger Walter Pichert zuständig, den Stockacher Textteil be- 
sorgte weiterhin Alfred Schafheitle. 

AbNtr. 83 v. 10.4. 1934 verzeichnete das Impressum den Herausgeber R. Schlegel wieder als 
Alleinverantwortlichen für Politik und den übrigen Texteil, während Alfred Schafheitle dem 
Impressum zufolge nur mehr für das Stockacher Anzeigengeschäft zuständig war. Ab 6. 6.1934 
wiederum hatte Walter Pichert den politischen Teil und den übrigen Inhalt zu verantworten, 
ab Januar 1935 fungierten laut Impressum die Brüder Robert und Ernst Schlegel gemeinsam als 
Geschäftsführer der »Seebote GmbH«, und ab 2. 11. 1935 verlor unter dem Druck der bereits 
am 24. 4. 1935 ergangenen Anordnungen der Reichspressekammer »aus wirtschaftlichen 
Überlegungen sowie aus solchen der Leistungsfähigkeit« und »um einer zahlenmäßigen Über- 
setzung des Zeitungswesens im Seekreis entgegenzuwirken«, das »Stockacher Tagblatt« nun- 
mehr auch noch seine bis dahin wenigstens nominell innegehabte Selbständigkeit. Der Kopf- 
titellautete ab diesem Zeitpunkt »Seebote«, und nur noch im Untertitel waren die Namen der 
angeschlossenen Blätter »Stockacher Tagblatt - Nellenburger Bote« und »Meßkircher Zeitung 
—Oberbadischer Grenzbote« mit aufgeführt. Unter den Herausgebern Robert und Ernst Schle- 
gel als den Verlagsleitern der »Seebote GmbH« fungierten als Hauptschriftleiter und verant- 
wortlicher Redakteur für den außen- und innenpolitischen Teil der Friedrichshafener Karl ]. 
Müller, für den lokalen Teil war weiterhin Walter Pichert (Überlingen) zuständig, und als 
Druckerei der Zeitung erscheint erstmals ab 5. 12. 1935 die Druckerei des bereits 1922 gegrün- 
deten »Verbands Oberschwäbischer Zeitungsverleger« [»Verbo«), derseine zentrale Redaktion 
und Druckerei in Friedrichshafen unterhielt. Ab 1. 10. 1936 kam es dann zum vollständigen 
Anschluß an den »Verbo«. Unter Beibehaltung der Untertitel trug fortan bis zum letztmaligen 
Erscheinen am 31. 3. 1939 das Blatt die Kopfzeile »Verbo« — »Der Seebote?’«. 

Zweifellos sind die in jenen Jahren einander jagenden Verlagskonstruktionen und ständigen 
Änderungen nur im Hinblick darauf zu verstehen, daß mit Wirkung v. 1.1.1934 die am 1.10. 
1932 gegründete »Bodensee Rundschau« als Blattgründung der NSDAP zum amtlichen Ver- 
kündigungsblatt bestimmt und damit den alten Blättern wie dem »Seeboten«, dem »Stock- 
acher Tagblatt«, aber auch der in der »Deutschen Bodensee-Zeitung« ([DBZ) zusammenge- 
schlossenen Zentrumspresse, ab diesem Zeitpunkt dieser Status und damit weitestgehend die 
wirtschaftliche Existenzgrundlage entzogen worden war. Im besonderen Maße war davon be- 
reits zu einem frühen Zeitpunkt die »DBZ« betroffen gewesen, der der Stockacher Gemeinde- 
rat schon unterm 7. 8. 1933 durch Beschluß die Aufgabe städtischer Bekanntmachungen »ab 
sofort« aufgekündigt hatte. Zwar beteuerte noch am 19. 8. 1933 die »DBZ« bei ihrer an die 
Stadt gerichteten Bitte um gerechte Behandlung bei der Vergabe gemeindeamtlicher Publika- 
tionen (der Beschluß des Stadtrats v. 7.8.1933 galt nur der »DBZ«, nicht aber dem »Stockacher 
Tagblatt«), man sei »ehrlich bestrebt, die heutige Regierung mit allen Kräften zu unterstützen 
und am Aufbau des neuen Deutschland rückhaltlos mitzuarbeiten®«, jedoch verblieb der Ge- 
?” Ergänzende Angaben dazu von Frau Dr. Gerda Koberg, Stadtarchiv Überlingen: Ab2.5. 1936 hieß der mit dem »Stocka- 

cher Tagblatt«-»Nellenburger Bote« und dem »Oberbadischen Grenzboten« vereinigte »Seebote«: »Seekreis Zeitung«. 
Der Untertitel lautete »Seebote, Überlinger Tagblatt, Stockacher Tagblatt, Nationales Anzeigenblatt für das Bodensee- 
gebiet«. Das Blatt erschien im »Seekreis-Verlag« Friedrichshafen. 

Ab 1.10.1936 war die »Oberschwäbische Verlagsgesellschaft mbH Friedrichshafen« der Verlag. Der Titel hieß jetzt 
»Verbo«, darunter Seebote, Überlinger Tagblatt. Heimatzeitung für das badische Bodenseegebiet. Anzeigenblatt für 
Überlingen und Stockach. Die - bei gleichem Titel - letzte im Überlinger Stadtarchiv verhandene Nummer datiert 
vom 31.3. 1939. »Sie könnte, ohne daß ein größerer Texthinweis darauf aufmerksam macht, die letzte erschienene 
Nummer sein, denn nach Semlers Städtebuchgrundriß ist der Seebote im Jahr 1939 eingegangen«. (Freundliche Mittei- 
lungen von Dr. G. Koberg, Überlingen, v. 4. 7. 1977). 

2° StA Stockach IV 1/11 »Das Verkündigungswesen der Gemeinde« 

123



Hans-Günther Bäurer 

meinderat in einem weiteren Bescheid in dieser Angelegenheit v. 6. 8. 1934 bei seiner Ableh- 
nung des Gesuchs der »DBZ«. Er wollte selbst von dem Angebot einer kostenlosen Aufnahme 
städtischer Bekanntmachungen durch die »DBZ« nichts wissen und begründete diese Verwei- 
gerung in einem Schreiben an das Bezirksamt unterm 21. 8. 1934 damit, daß die »DBZ« »in der 
Kampfzeit sich in schärfstem Maße gegen die NSDAP gewendet« und besonders »vor den je- 
weiligen Wahlen die abfälligsten Abhandlungen über die NSDAP gebracht habe»«. Hartnäcki- 
ger Widerstand, geschicktes Ausnützen der geltenden Verordnungen und Erlasse, verlegeri- 
sches Können von Alfred Merk, aber auch die Anhänglichkeit eines treuen Leserstammes er- 
zwangen nicht nur (gegen den heftigen Widerstand der damaligen Stockacher Bürgermeister 
Hermann und Wendling) wenigstens die zeitweilige, wenn auch kostenlose Veröffentlichung 
der städtischen Bekanntmachungen, sondern ermöglichten darüber hinaus auch das Erschei- 
nen der »DBZ« bis Ende Juni 1941. 

Kurzlebiger war dagegen das Schicksal des »Stockacher Tagblatts«, das, nach einem Be- 
schluß des Gemeinderats v. 23. 4. 1934, die amtlichen Bekanntmachungen nur noch in der 
»Bodensee Rundschau« zu veröffentlichen, noch am 3. 5. 1934 in einem Schreiben an die Stadt 
beteuert hatte: »Unsere Zeitung... darf politisch für sich in Anspruch nehmen, noch in den 
Kampfjahren der Bewegung eine loyale Haltung eingenommen und sich ihr im Inseraten- und 
politischen Teil als einzige mit den Seebote-Blättern im Kampf gegen Zentrum und Marxis- 
mus im weiten Umkreis des Bodensees und Hegaus zur Verfügung gestellt zu haben. Sie war 
auch diejenige, die sich ganz klar für die Änderung im Stadtregime einstellte und als Freund der 
neuen Stadtverwaltung erwies. Lokalpolitisch gesehen, bewegte sich unsere Leitung ganz un- 
zweideutig auf der Linie des Mitstreiters der NSDAP wider Zentrum und Marxismus und hat 
schon anfangs 1932 dem liberalistischen System sein unabwendbares Schicksal des Abster- 
bens und Verfalls in einem größeren Artikel seines Hauptschriftleiters angekündigt. Im glei- 
chen Sinne waren auch andere redaktionseigene Artikel gehalten. . .%«. In einem weiteren 
Schreiben an die Stadt v. 7. 8. 1934 betonte das »Stockacher Tagblatt« abermals seine »wirk- 
lich nationalsozialistische Haltung« und bot seine Mithilfe im »Kampf gegen die dunklen zer- 
störenden Kräfte« an?, jedoch vergeblich - der Gemeinderat verblieb bei seiner Ablehnung der 
Bitte um Aufgabe der Gemeindebekanntmachungen im »Tagblatt«. Die einander abwechseln- 
den Verlagskonstruktionen und die Aufnahme im »Verbo« ermöglichten dem »Tagblatt« noch 
ein Existieren bis zum Jahr 1939. Ende März 1939 stellte das Blatt sein Erscheinen dann endgül- 
tig ein. Für das »Stockacher Tagblatt« wie für »DBZ« hatte sich im Hitler-Regime deren 
Schicksal ebenso wie das der übrigen freien Presse im bad. Oberland und in ganz Deutschland 
auf eine Weise erfüllt, die Georg Bräunig so umschreibt: »Was an Zeitungen in einer langen 
Folge aus der Landschaft und aus dem Volke gewachsen war, oft als ein in der Familie sorgsam 
fortgeführtes Vermächtnis, fiel in wenigen Jahren der Gewalt zum Opfer. Es war ein Vernich- 
tungsprozeß ohne Beispiel in der Geschichte der Presse, brutal und voll menschlicher Tra- 
gik®«. 

2 Wie Anm. 28. 
3 Wie Anm. 28. 
31 Wie Anm. 28. 
32 Georg Bräunig, wie Anm. 11, $.12. 
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Aus der Geschichte des Stockacher Druckerei- und Zeitungswesens 

Übersicht über die in Stockach erschienenen Zeitungen 
1803-1810 »Der Nellenburgische Landbothe« (Stockach), Amtsverkündiger; 
1810-1846 »Nellenburgisches Intelligenzblatt« (Stockach), Amtsverkündiger; 
1847-März 1848 »Tagesherold« (Konstanz), Amtsverkündiger; 
1847-Juli 1849 »Der Landbote« (Stockach), seit April 1848 - März 1849 Amtsverkün- 

diger, vorher privat; 
April 1849-März 1864 »Hegauer Erzähler« (Engen)], Amtsverkündiger; 
April 1853-1858 »Nellenburgisches Unterhaltungsblatt« (Stockach), privat; 
1859-1860 »Nellenburger Wochenblatt« (Stockach), privat; 
April 1861-1906 »Nellenburger Bote« (Stockach), ab April 1864 Amtsverkündiger, vor- 

her privat; 
1907-1933 »Stockacher Tagblatt« (Stockach), Amtsverkündiger; 
1934-Oktober 1935 »Stockacher Tagblatt« (Stockach), privat. Danach Verschmelzung mit 

dem Überlinger »Seeboten« ab November 1935 und Anschluß am 
»Verbo« ab 1. 10. 1936; letztmaliges Erscheinen am 31. 3. 1939; 

1899-1920 »Stockacher Anzeiger« [Stockach], Zentrumsblatt; 
April 1920-1923 »Stockacher Zeitung« (Stockach), Zentrumsblatt; danach Verschmel- 

zung mit der »Deutschen Bodensee-Zeitung« (Konstanz); Erscheinen 
bis Ende Juni 1941; 

Ab 1934 »Bodensee-Rundschau« (Konstanz), NSDAP, Amtsverkündiger. 

Quellenangaben 

Außer der bereits bei den Anmerkungen angegebenen Literatur aus dem: 
Gräfl. Bodman’schen Archiv zu Bodman 
»Der Nellenburgische Landbothe« 1805 und 1806. 
Stadtarchiv Stockach sowie Gemeindearchive Eigeltingen und Orsingen-Nenzingen 
»Nellenburgisches Intelligenzblatt« 1812-1846 
Stadtarchiv Stockach 
»Tagesherold« 1848 
»Der Nellenburger Bote« 1861-1906 
»Stockacher Tagblatt« 1907-1935 
»Stockacher Anzeiger« 1901-1920 
»Stockacher Zeitung« 1920-1921 
Ratsprotokolle und Stadtrechnungen zwischen 1750 und 1865 
Aktenfaszikel IV 1/11 »Das Verkündigungswesen der Gemeinde« 
Aktenfaszikel IV 2/1 »Allerhöchste und hohe Verordnungen« 1785-1795 
»Nellenburgisches Unterhaltungsblatt« 1854 und 1855 
»Nellenburgisches Wochenblatt« 1859 
Stadtarchiv Überlingen 
»Der Verkündiger« 1842-1847 

»Der Seebote« 1848-1852, 1936 
Generallandesarchiv Karlsruhe 
Fasz. 236/4450 »Die Errichtung einer Buchdruckerei in Stockach sowie die Herausgabe eines Verkündigungsblattes« 

(1838, 1849, 1854, 1856-59, 186465). 
Fasz. 379/1908/84Die Gründung eines Tageblattes — genannt ’Landbote’ durch F. S. Gulde von Stockach« (1847) 
Fasz. 379/1940/14- 104 »Druck und Verlag des Intelligenzblattes und des Verkündigers« (1846-1848). 
Fasz. 379/1940/14- 105 »Die Herausgabe eines Lokalblattes "Der Nellenburger Bote’ durch F. Sebastian Gulde von Stok- 

kach, nunmehr durch Fr. Josef Nagler von da und jetzt durch Eduard Stadtmann« (1861-1868). 
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